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40. Sitzung 

Bonn, den 19. März 1970 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 14.00 Uhr 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Die Sitzung ist eröffnet. 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in  den Stenographischen Bericht 
aufgenommen: 

Der Bundesminister für Verkehr hat am 16. März 1970 die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Hirsch, Dichganz, Mertes, 
Jacobi (Köln/Iserlohn) und Genossen betr. Verschmutzung des 
Rheins — Drucksache VI/466 — beantwortet. Sein Schreiben ist 
als Drucksache VI/537 verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär des Bundesministers für 
Wirtschaft hat am 17. März 1970 die Kleine Anfrage der Abge-
ordneten Weigl, Hösl, Dr. Warnke, Dr. Fuchs, Dr. Jobst, Röhner, 
Niegel, Schlee, Dr. Schulze-Vorberg, Roser und Genossen und 
der Fraktion der CDU/CSU betr. Arbeitnehmer im Zonenrand-
gebiet — Drucksache VI/432 — beantwortet. Sein Schreiben ist 
als Drucksache VI/545 verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär des Bundesministers der 
Verteidigung hat am 17. März 1970 die Kleine Anfrage der Ab-
geordneten Dr. Klepsch, Ernesti, Damm, Dr. Zimmermann, Dr. 
Marx (Kaiserslautern), Dr. Wörner und Genossen und der 
Fraktion der CDU/CSU betr. Unfallversorgung der Soldaten 
— Drucksache VI/436 — beantwortet. Sein Schreiben ist als 
Drucksache V1/549 verteilt. 

Nach einer Mitteilung des Haushaltsausschusses wird auf die 
Überweisung gemäß § 96 der Geschäftsordnung der Vorlage des 
Bundesministers der Verteidigung betr. Verbesserung der „Be-
schädigtenversorgung" der wehrpflichtigen Soldaten und ihrer 
Hinterbliebenen — Drucksache VI/441 — verzichtet. 

Einziger Punkt der Tagesordnung: 

Fragestunde 

— Drucksachen VI/525, VI/548 — 

Meine Damen und Herren, zur heutigen Frage- 
stunde liegt eine Reihe Dringender Mündlicher 
Fragen vor,  die zugelassen worden sind, und zwar 
die Fragen der Abgeordneten Seefeld, Haage, Ge-
wandt und Lemmrich aus ,dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen. Ich rufe zunächst die Frage 1 des 
Abgeordneten' Seefeld auf: 

. Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu unterneh-
men, um die seit dem 17. März 1970 einseitig von der italieni-
schen Regierung eingeführte Besteuerung des Straßengüterver-
kehrs in Höhe von ca. 10 DM pro Tonne sofort wieder rück-
gängig machen zu lassen? 

Zur Beantwortung Herr Bundesminister Leber. 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Herr Präsident, ich be-
antworte die  Frage des Abgeordneten Seefeld wie 
folgt. 

Erstens. Die Steuer, die eingeführt worden ist, 
wird mit einem ,Gesetz aus dem Jahre 1959 begrün-
det. Bisher wurde dieses Gesetz für Länder der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, für die 
Schweiz und für Jugoslawien nicht praktiziert. Die 
Steuer wurde also de facto nicht erhoben. 

Zweitens. Der jetzige Schritt kommt überraschend. 
Er ist nicht angekündigt worden. Ich 'war  vorige 
Woche in Rom und hatte dort lange und freund-
schaftliche Gespräche mit dem italienischen Ver-
kehrsminister. Mir gegenüber ist keine Andeutung 
gemacht worden, daß der Finanzminister in dieser 
Woche eine solche Anordnung herausbringen 
würde. Ich halte es persönlich auch nicht für beson-
ders stilvoll, so 'zu verfahren. 

Drittens. Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
in Brüssel ist nicht konsultiert worden. Die Bundes-
regierung hat sofort Verhandlungen aufgenommen. 
Eine Vertretung des Bundesverkehrsministeriums 
weilt seit einigen Tagen in Rom und ist seit dem 
17. März morgens in direkter Verbindung mit der 
italienischen Regierung. Das Ziel, das verfolgt wird, 
lautet: Aufhebung der  einseitigen diskriminieren-
den  Steuer. 

Viertens. Die Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft ist aufgefordert worden, gegen den einseiti-
gen Beschluß der  italienischen Regierung mit den 
Mitteln, die ihr zur Verfügung stehen, einzuschrei-
ten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Seefeld (SPD) : Herr Bundesminister, ich darf aus 
Ihren Antworten entnehmen, daß auch Sie der Mei-
nung sind, daß diese einseitige italienische Maß-
nahme in keiner Weise mit dem Geist der Römischen 
Verträge vereinbar ist. 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Ich bin dieser Meinung. 

Seefeld (SPD) : Darf ich Sie weiter fragen, Herr 
Bundesminister, ob Ihnen bekannt ist, daß ver-
schiedentlich die Frage erhoben wird, ob nach der 
Steuermaßnahme, die im Jahre 1959 von den 
Italienern angekündigt wurde, ein Abkommen zwi-
schen der Bundesrepublik und Italien getroffen wur- 
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Seefeld 
de, das jetzt eventuell ausgelaufen sein könnte, und 
ob deshalb dieser Schritt vorgenommen worden ist. 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Eine solche Begründung 
der italienischen Regierung ist mir nicht bekannt-
geworden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Kollegen Gewandt. 

Gewandt (CDU/CSU): Herr Minister, für den 
Fall, daß die Proteste der Kommission fruchtlos 
bleiben: wären Sie dann bereit, unter Umständen 
den Weg einer Klage zu beschreiten? 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Herr Kollege Gewandt, 
'ich kann Ihre Frage gern jetzt beantworten. Aber es 
sind 7 Fragen gestellt. Die Möglichkeiten der deut-
schen Reaktion werden noch unter Frage 6 erörtert. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Keine weiteren Zusatzfragen. 

Dann rufe ich die Frage 2 des Kollegen Seefeld 
auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Maßnahme nur ge-
genüber Lastkraftwagenunternehmen aus der Bundesrepublik 
Deutschland angewandt wird? 

Ich nehme an, er legt wegen eventueller Zusatz

-

fragen Wert auf getrennte Beantwortung. 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für 'das 
Post und Fernmeldewesen: Ich beantworte die Frage 
mit Ja. 

(Abg. Seefeld: Schönen Dank, das reicht!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Ihnen genügt das; danke schön. — Keine weiteren 
Zusatzfragen. 

Frage 3 des Abgeordneten Haage (München) : 
Ist sich die Bundesregierung darüber im klaren, daß wegen 

dieser Besteuerungsmaßnahme durch die italienische Regierung 
die Unternehmen der Bundesrepublik Deutschland im Italien-
verkehr daran gehindert werden, den Verkehr aufrechterhalten 
zu können, da für 25-t-Lastzüge eine zusätzliche Belastung von 
ca. 500 DM eintritt? 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Herr Präsident, es ist 
zu befürchten, daß der Verkehr zum Erliegen kommt. 
Die Steuer ist so hoch, daß sie nach unserer Auf-
fassung von prohibitiver Wirkung ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Keine weiteren Zusatzfragen. 

Frage 4 'des Abgeordneten Gewandt: 
Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die neuerdings 

von Italien eingeführte Sondersteuer für deutsche LKW-Trans-
porte im grenzüberschreitenden Verkehr eine Auswirkung der 
nicht EWG-konformen deutschen Straßengüterverkehrsteuer ist, 
und welche Schritte plant sie zur Beseitigung dieser diskrimi-
nierenden Maßnahme? 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post-  und  Fernmeldewesen: Herr Kollege Gewandt! 
Herr Präsident! Ich beantworte die Frage wie folgt. 

Erstens. Die Bundesregierung teilt diese Auf-
fassung nicht. 

Zweitens. Ich 'bedauere etwas, Herr Kollege Ge-
wandt: die in Ihrer Frage enthaltene Feststellung, 
die Straßengüterverkehrsteuer in der Bundesrepu-
blik sei eine nicht EWG-konforme Steuer, und zwar 
aus folgenden Gründen. Diese Steuer ist durch 'ein 
Gesetz des Deutschen Bundestages mit einer, wie 
ich mich erinnere, sehr breiten Mehrheit des Hohen 
Hauses eingeführt worden, Bevor der Deutsche 

 Bundestag 'damals entschied, ist die EWG-Kommis-
sion ordnungsgemäß, wie es  in  den Römischen Ver-
trägen steht, konsultiert worden. 

Drittens. Die Straßengüterverkehrsteuer ist mit 
Billigung der EWG-Kommission — an einigen Stel-
len sind Monita angefügt, an die haben wir uns 
gehalten — seit dem 1. Januar 1969 in  Kraft, also 
weit mehr als ein Jahr. Diese deutsche Beförderung-
steuer ist keine einseitige, gegen irgend jemanden 
im 'besonderen gerichtete Maßnahme, sondern eine 
Steuer, 'die den gesamten Verkehr dann, wenn er 
sich in der  Bundesrepublik  bewegt, trifft, also den 
binnendeutschen Verkehr ebensosehr wie jeden 
ausländischen Verkehr in dem Augenblick, in dem 
er die deutsche Grenze überschritten hat. Ich weiß, 
daß 'diese Beförderungsteuer von einigen Ländern 
angefochten wird, aber nicht an dem Punkt, an dem 
die 'italienische Regierung jetzt ansetzt, sondern 
vor allem wegen der besonderen Bestimmungen, 
die wir mit Rücksicht auf die 'Gleichstellung unserer 
Häfen mit den Rheinmündungshäfen getroffen 
haben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Gewandt (CDU/CSU) : Aber es ist Ihnen doch 
'bekannt, Herr Minister, daß die Kommission ihrer-
seits erklärt hat, eine solche Maßnahme sei nicht 
EWG-konform? 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Die Kommission hat 
mir gegenüber eine solche Erklärung nicht abge-
geben. Im Gegenteil, wir haben konsultiert und 
haben eine Antwort der EWG-Kommission bekom-
men. Ich nehme an, der Deutsche Bundestag hat 
damals auch das Ergebnis der Konsultation zur 
Kenntnis genommen. Und es ist doch wohl nicht zu 
einem Gesetz gekommen, das EWG-widrig wäre, 
Herr Kollege Gewandt. Bei dem Streit, der jetzt 
zwischen einigen anderen 'europäischen gelagerten 
Interessen besteht, geht es um ,die 170-km-Zone im 
Norden. Ich habe vorhin schon mein Bedenken an-
geführt, daß Sie mit der Feststellung, das Gesetz 
sei nicht EWG-konform, solche Interessenten unter 
Umständen noch ermutigen, zum Nachteil der deut-
schen Häfen in Brüssel tätig zu werden. 

(Beifall bei der SPD.) 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Sie haben eine zweite Zusatzfrage. 

Gewandt (CDU/CSU) : Meine Feststellung in der 
Frage bezieht sich ja nicht auf 'das Problem der 
Seehäfen, Herr Minister. 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Aber im wesentlichen 
ist nur diese Frage in  der  EWG angegriffen, nicht 
die Straßengüterverkehrsteuer an sich. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Kollege Haage! 

Haage (München) (SPD) : Herr Minister, sind Sie 
mit mir der Meinung, daß zwischen unserer Besteue-
rung und der jetzt in Italien erhobenen Steuer ein 
wesentlicher Unterschied besteht, da die italieni-
schen Unternehmer dort gegenüber den Unterneh-
mern innerhalb des EWG-Raums bevorzugt werden, 
während bei uns alle, die die. deutschen Verkehrs-
straßen benutzen, der Beförderungsteuer unter-
liegen? 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Ja, der Hauptunter-
schied besteht außerdem wohl darin, Herr Kollege 
Haage, daß die italienische Steuer ungewöhnlich 
höher ist als die Beförderungsteuer in der Bundes-
republik, die für alle, für die Deutschen und für 
jeden internationalen Verkehr, gilt. Sie ist um ein 
Mehrfaches höher und ist so hoch angesetzt, daß 
sie, wenn der Lkw-Unternehmer die Steuer nicht 
vom Verlader oder vom Empfänger ersetzt be-
kommt, prohibitiv sein wird. Sie unterbindet also 
praktisch den Lkw-Verkehr. Das ist unser jetziger 
Eindruck bei der Überlegung über die Folgen, die 
diese Steuer haben kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Kollege Lemmrich, eine Zusatzfrage. 

Lemmrich (CDU/CSU:) Herr Bundesminister, 
sind Sie nicht auch der Meinung, daß die Einwen-
dungen der EWG-Kommission gegen die Beförde-
rungsteuer sich nicht nur auf die Seehäfen, sondern 
insbesondere auch auf die anderen regionalen Aus-
nahmeregelungen dieses Gesetzes beziehen? 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Ja, aber mir sind solche 
Einwendungen, abgesehen von der Antwort auf das 
Konsultationsbegehren der Bundesregierung, bis 
jetzt noch nicht bekanntgeworden. Ich warte darauf, 
welche Entscheidung die EWG-Kommission nach der 
inzwischen stattgefundenen Verhandlung treffen 
wird, Herr Kollege Lemmrich. Aber ich darf an die-
sem Punkte die bescheidene Bitte äußern, daß der 
Deutsche Bundestag die Regierungsposition hier 
zur Wahrung des deutschen Rechtsstandpunktes 
nach Möglichkeit unterstützt — denn es ist ja 
ein Gesetz des Parlaments; das wir durchführen — 
und nicht mit der Bemerkung, dieses Gesetz .  sei 

EWG-widrig, den deutschen Standpunkt anderen 
Interessenten gegenüber aufweichen hilft. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Ich rufe die Frage 5 des Abgeordneten Gewandt auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die italienische 
Maßnahme eine Beeinflussung der gegenwärtig laufenden Ver-
handlungen zur Verbesserung des deutschitalienischen Straßen-
güterverkehrs sein kann? 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Auf die Frage 5 ant-
worte ich wie folgt, Herr Präsident. Die laufenden 
Verhandlungen können durch das jetzige Verhalten 
der italienischen Regierung in dieser Frage beein-
trächtigt werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage, Herr Kollege? 

(Abg. Gewandt: Ich teile die Auffassung!) 

Keine Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 6 des Abgeordneten Lemmrich 
auf: 

Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung gegen die von 
Italien seit dem 16. März 1970 einseitig eingeführte Sondersteuer 
für den deutschen LKW-Transport im grenzüberschreitenden 
Verkehr in Höhe von 1500 Lire je Ladetonne kurzfristig er-
greifen? 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Herr Präsident, wenn 
Sie erlauben, beantworte ich mit Zustimmung des 
Herrn Abgeordneten Lemmrich die Fragen 6 und 7 
wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Der Fragesteller ist einverstanden. Ich rufe ferner 
die Frage 7 Ides  Herrn Abgeordneten Lemmrich auf: 

Sieht die Bundesregierung in dieser Maßnahme Italiens eine 
ungerechtfertigte Diskriminierung der deutschen Transportunter-
nehmen sowie einen Verstoß gegen den EWG-Vertrag, insbeson-
dere die Artikel 76 und 95? 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen. Ich beantworte die Fra-
gen wie folgt: 

Erstens. Wir werden auf direktem Wege verhan-
deln. Diese Verhandlungen sind schon aufgenom-
men worden. 

Zweitens. Wir haben in Brüssel interveniert. Ich 
habe soeben telefonisch eine Auskunft über die 
Haltung der EWG -Kommission erbeten und von 
offizieller Seite folgende Antwort erhalten: Die 
EWG-Kommission teilt unsere Auffassung, daß das 
Vorgehen der  italienischen Regierung EWG-widrig 
ist; sie ist ihrerseits dabei, bei der italienischen 
Regierung zu intervenieren. 

(Es handelt sich um ein Gesetz aus dem Jahre 
1959, von dem man  sagen könnte, es sei in Kraft 
getreten, bevor  der  Ministerrat in der EWG und 
die Römischen Verträge andere Fakten gesetzt hät-
ten. Aber dieses Gesetz aus dem Jahre 1959 ist bis-
her de facto nicht angewandt worden. Die  Prakti-
zierung einer gesetzlichen Ermächtigung durch die 
italienische Regierung stellt dm jetzigen Zustand 
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Bundesminister Leber 
der europäischen Entwicklung auf dem Gebiet des 
Verkehrs eine einseitige Diskriminierung dar. Die 
italienische Regierung 'hat diese gesetzliche ,Ermäch-
tigung nicht angekündigt und die EWG-Kommission 
nicht konsultiert. Wir hätten sonst die Möglichkeit 
gehabt, dort Einspruch .einzulegen. 

Drittens. Wir sehen in dem Verhalten der Italie-
ner einen Verstoß gegen die Bestimmungen des 
Vertrages über die Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft. Wir sehen darin eine einseitige, ungerecht-
fertigte und unbegründete Diskriminierung des 
deutschen Lkw-Verkehrs nach Italien. 

Viertens. Die Steuer wirkt prohibitiv. Dies möchte 
ich hier ganz einfach feststellen. Wir sehen in ihr 
praktisch eine Lahmlegung des deutschem. Lkw-Ver-
kehrs nach Ital ien. 

Der  deutsche  Gesetzgeher hat der Bundesregie-
rung kein Gesetz auf Vorrat — wie es  dort per Zu-
fall  der  Fall ist — 'an die Hand gegeben, mit dem 
wir reagieren könnten. Ichhabe nach Prüfung der 
Lage mit dem Herrn Finanzminister keine Möglich-
keit gesehen, finanziell zu reagieren. Es lag die 
Frage nahe, ob wir nicht eine ähnliche Steuer er-
heben, die einseitig den  italienischen Verkehr trifft. 

Ich möchte aber hier feststellen — wohl wissend, 
was das bedeutet —: ich persönlich bin bereit, der 
Bundesregierung zu empfehlen, daß, wenn die italie-
nische Regierung nicht in einer angemessenen Frist 
ihre einseitigen, den 'deutschen Verkehr diskriminie-
renden Maßnahmen aufhebt, kein italienischer Last-
zug an  den deutschen Grenzen ins Bundesgebiet ab-
gefertigt wird, solange diese Steuern erhoben wer-
den. 

(Beifall bei der  SPD.) 

Für diese Maßnahme bin ich allein zuständig, und 
ich bin bereit, sie gegenüber der EWG-Kommission 
zu vertreten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage, Herr Kollege Lemmrich. 

Lemmrich (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, 
glauben, Sie, daß durch dieses Verhalten der italie-
nischen Seite die deutsche Verhandlungskommission 
in Rom unter Druck gesetzt werden sollte? 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Ich halte das für denk-
bar, möchte .aber solche Schlußfolgerungen von mir 
aus hier nicht ziehen. Die ganze Situation, Herr Kol-
lege Lemmrich, ist insofern etwas schwierig, als zur 
Zeit in Italien de facto keine handlungsfähige Regie-
rung besteht, so daß man eigentlich gar keinen fin-
det, der sich für verantwortlich und auch für zu-
ständig erklärt, die Anordnung aufzuheben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Kollege Dröscher zu einer Zusatzfrage. 

Dröscher (SPD) : Herr Bundesminister, sind Sie 
bereit, in den Verhandlungen darauf hinzuweisen, 
daß sich diese Maßnahme schließlich auch zu einem 

Bumerang für die italienischen Versender von Obst 
und Gemüse auswirken könnte? Die Waren werden 
doch durch diese Maßnahme bei uns im Inland er-
heblich versteuert. 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Herr Kollege Dröscher, 
ich persönlich bin bereit, sogar noch viel weiter zu 
gehen. Ich bin nicht sicher, ob sich die italienische 
Regierung mit dieser diskriminierenden Maßnahme 
in den Zustand eines Vorteils setzt, und meine 
— das ist meine persönliche Auffassung —, daß vor 
allem Italien bei solchen Sachverhalten wissen 
müßte, daß die Bundesrepublik in der Europäischen 
Gemeinschaft in vielen Fällen zum gebenden.  und 
Italien zum nehmenden Teil Europas gehört und 
daß es für uns nicht zumutbar ist, uns obendrein 
durch solche diskriminierenden Maßnahmen unter 
Pressionen setzen zu lassen. Das werden wir nicht 
ohne Widerspruch hinnehmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Zu einer letzten Zusatzfrage Herr Kollege Redde-
mann. 

Reddemann (CDU/CSU) : Herr Minister, glau-
ben Sie nicht, daß Sie durch die Erklärung, die Sie 
eben abgegeben haben, das Verhandlungsklima 
derart belasten, daß die italienische Regierung gar 
nicht anders kann, als ihre Maßnahmen aufrecht-
zuerhalten? 

Leber, Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Ich kann Sie nicht hin

-

dern, eine solche Feststellung hier in Frageform zu 
treffen, Herr Kollege. Nur möchte ich noch einmal 
die Sache ins richtige Verhältnis setzen, Die italieni-
sche Regierung führt eine Steuer ein, die nach Auf-
fassung aller Fachleute so hoch ist, daß sie praktisch 
jeden Verkehr unterbindet. Diese Steuer wirkt wie 
ein Verbot. Wenn ich keine Möglichkeit habe, auf 
dem Wege der Verhandlungen und eines Einspruchs 
in Brüssel den deutschen Interessenstandpunkt auf 
angemessene Weise zum Tragen zu bringen, dann 
bleibt als letzte Möglichkeit nur, in einer adäquaten 
Weise das gleiche Ziel durch eine Anweisung an die 
Bundesanstalt für den Güterfernverkehr zu errei-
chen. Das ist genauso legitim wie eine so hohe 
Steuer, die praktisch jeden Verkehr lahmlegt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Minister, ich danke Ihnen. Die  Dringlichkeits-
fragen sind damit beantwortet. 

Die Frage 115 des Abgeordneten Dr. Abelein aus 
dem Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des 
Bundeskanzleramts wird schriftlich beantwortet, da 
der Fragesteller nicht im Saal ist. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Arbeit und Sozial-
ordnung. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen 
Ich rufe die Fragen 38 und 39 'des Herrn Abgeord-

neten Kater auf: 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, Rentenüberzah-
lungen, wie sie beim Zusammentreffen von verschiedenen Renten 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung immer wieder eintreten 
und dann zu nachfolgenden Rückzahlungsforderungen der Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherung führen, zu verhindern? 

Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob durch eine 
engere Zusammenarbeit der verschiedenen Träger der gesetz-
lichen Rentenversicherung eine Gesamtleistung für den Rentner 
festgestellt und ausgezahlt werden kann, ähnlich wie es bei den 
sogenannten Wanderversicherten der Fall ist? 

Der Fragesteller hat gebeten, daß seine Fragen 
schriftlich beantwortet werden. Die Antwort des Par-
lamentarischen Staatssekretärs Rohde lautet: 

Ich gehe davon aus, daß Sie mit Ihren Fragen mögliche 
Überzahlungen durch die Rentenversicherungsträger beim Zu-

sammentreffen ihrer Renten mit Bezügen aus der Unfallversiche-
rung ansprechen. 

Trifft eine Rente aus der Rentenversicherung mit einer Ver-
letztenrente aus der gesetzlichen Unfallversicherung zusammen 
und übersteigen beide Leistungen zusammen bestimmte Grenz-
beträge, so kommt es zu einem teilweisen oder völligen Ruhen 
der Rente aus der Rentenversicherung. Bei dieser Regelung ist 
der Gesetzgeber davon ausgegangen, daß Renten aus der Ren-
tenversicherung und der Unfallversicherung, die beide Lohn-
ersatzfunktion haben, zusammen das Nettoarbeitseinkommen 
nicht übersteigen sollen. 

Für die Zeit bis zur erstmaligen Zahlung der Unfallrente wird 
vom Gesetzgeber ein Doppelbezug von Leistungen aus der 
Sozialversicherung bewußt in Kauf genommen. Im Gesetz ist 
bestimmt, daß die Rente aus der Rentenversicherung bis zu die-
sem Zeitpunkt ungekürzt gewährt wird. Überzahlungen durch die 
Rentenversicherungsträger können demnach nur vom Beginn 
des folgenden, d. h. des zweiten Monats an vorkommen. Sie 
sind um so geringfügiger, je schneller die Rentenversicherungs-
träger von der Feststellung einer Unfallrente Kenntnis erlan-
gen. Für den Empfänger einer Überzahlung brauchen sich dadurch 
keine Unzuträglichkeiten zu ergeben. Normalerweise erhält er 
aus der Unfallversicherung eine Nachzahlung für zurückliegende 
Zeiten, die regelmäßig höher ist als die Rückzahlungsforderung 
des Rentenversicherungsträgers. Im übrigen darf ich darauf hin-
weisen, daß der Rentenversicherungsträger eine Überzahlung nur 
zurückfordern kann, soweit dies wegen der wirtschaftlichen 
Verhältnisse des Empfängers vertretbar erscheint. 

Zu Ihrer zweiten Frage darf ich folgendes anmerken: Die Lei-
stungen der gesetzlichen Rentenversicherung und der gesetz-
lichen Unfallversicherung, bei der es sich um Entschädigungs-
leistungen handelt, werden aus unterschiedlichem Anlaß gewährt 
und sind nach grundsätzlich verschiedenen Berechnungsmethoden 
festzustellen. Insoweit liegt ein wesentlicher Unterschied zur 
Wanderversicherung vor, bei der Ansprüche aus mehreren 
Zweigen desselben Versicherungsbereiches, nämlich der gesetz-
lichen Rentenversicherung, zusammentreffen. Die Erledigung der 
Aufgaben der Unfallversicherung durch einen Rentenversiche-
rungsträger oder umgekehrt wäre verwaltungsmäßig nicht prak-
tikabel und würde die Rentenberechnung nicht erleichtern und 
überdies die erste Zahlung verzögern. 

Ich rufe die Frage 40 des Abgeordneten Dr. Enders 
auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, das seit 1961 unveränderte 
Pflegegeld für Unfallverletzte nach § 558 Abs. 3 RVO zu erhö-
hen, um damit eine Angleichung an die mehrfach verbesserten 
Pflegegeldsätze für Kriegsbeschädigte herbeizuführen? 

Zur Beantwortung steht der Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär zur Verfügung. Bitte, Herr 
Staatssekretär! 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Die 
Bundesregierung beabsichtigt, Herr Kollege, das 
Pflegegeld aus der gesetzlichen Unfallversicherung 
zu erhöhen. Die gesetzlich festgelegten Rahmenbe-
träge sollen denen der Kriegsopferversorgung an-
geglichen werden. Der Entwurf eines 13. Renten-
anpassungsgesetzes, in dem die entsprechenden Vor-
schriften enthalten sind, wird in Kürze den gesetz-
gebenden Körperschaften zugeleitet. 

(Abg. Dr. Enders: Danke sehr!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Dann rufe ich die  Frage 41 des Abgeordneten Dr. En-
ders auf: 

Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, daß einem 
Unfallverletzten von Pflegestufe III ab das Pflegegeld während 
einer Heilkur oder eines Krankenhausaufenthaltes abgezogen 
wird und die ihn pflegende Ehefrau während der Kur keinen 
Erholungsurlaub mit ihm als Begleitperson erhält? 

Bitte schön! 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Die 
Zahlung des Pflegegeldes während eines Kranken-
haus- oder Kuraufenhalts hängt wesentlich von den 
Umständen des Einzelfalls ab. Dabei können sich 
Unterschiede zwischen einem Krankenhausaufent-
halt, in den die Pflege einbezogen ist, und dem 
Aufenthalt in einem Kurheim ergeben. Hierbei ist 
zu berücksichtigen, daß der Gesetzgeber davon aus-
gegangen ist,  daß mit dem Pflegegeld die vom Ver-
sicherungsträger nicht unmittelbar gewährte Pflege 
abgegolten werden soll. Ich habe veranlaßt, daß 
mein Haus bei den Trägern der Unfallversicherung 
nachprüft, welche Erfahrungen mit der bisherigen 
gesetzlichen Regelung gemacht worden sind. 

Auch hinsichtlich der Begleitung des Verletzten 
durch seine Ehefrau kommt es auf die Umstände 
des Einzelfalls an. So wird die Unfallversicherung 
z. B. die Fahrtkosten für die Ehefrau zu zahlen 
haben, wenn der Verletzte nicht ohne Begleitung 
der Ehefrau reisen kann. Es wäre auch denkbar, daß 
der Kurerfolg wesentlich davon abhängt, daß die 
Ehefrau während der Kur anwesend ist. Dann könnte 
der Versicherungsträger zusätzlich die Kosten des 
Aufenthalts der Ehefrau tragen. Das ist, Herr 

' Kollege, eine Ermessensfrage. 

Dr. Enders (SPD) : Herr Staatssekretär, meinen 
Sie nicht, daß im Hinblick auf die Lösung bei den 
Kriegsopfern in diesem Fall in großzügiger Weise 
von dem Ermessen Gebrauch gemacht werden 
sollte? 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Ich 
werde das von den Unfallversicherungsträgern noch 
einmal überprüfen lassen, um Ihnen eine sachge-
rechte Antwort zu geben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich rufe die Fragen 42 und 43 der Abgeordneten 
Frau Renger auf: 

Welche Auflagen zur Unterbringung sowie der kulturellen und 
gesundheitlichen Betreuung erfolgen seitens der deutschen Be-
hörden für die Arbeitgeber in der Bundesrepublik Deutschland, 
die ausländische Arbeitskräfte beschäftigen? 

Wird seitens deutscher Behörden kontrolliert, ob die Unter-
künfte und Wohnungen ausländischer Arbeitnehmer sowohl den 
sanitären, hygienischen Erfordernissen entsprechen als auch den 
unseren Gesetzen entsprechenden Mietpreisvorschriften? 

Herr Staatssekretär! 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Zu-
nächst, Frau Kollegin, möchte ich eine allgemeine 
Bemerkung machen. Mit der wachsenden Zahl aus-
ländischer Arbeitnehmer in der Bundesrepublik 
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Parlamentarischer Staatssekretär Rohde 
— inzwischen sind es fast 1,6 Millionen — hat die 
Aufgabe der Eingliederung ausländischer Arbeit-
nehmer an Bedeutung gewonnen. Deshalb haben 
der Koordinierungskreis und der Länderausschuß 
„Ausländische Arbeitnehmer" beim Bundesministe-
rium für Arbeit und Sozialordnung kürzlich „Grund-
sätze zur Eingliederung ausländischer Arbeitneh-
mer" aufgestellt, die auf diesem Gebiet Fortschritte 
ermöglichen sollen. 

Ich bin gern bereit, Ihnen diese Grundsätze zuzu-
leiten, und darf versichern, daß mein Haus sich an 
Hand dieser Grundsätze verstärkt um die Koordi-
nierung aller Maßnahmen zur Eingliederung der 
ausländischen Arbeitnehmer bemühen wird. 

Im einzelnen ist — zunächst zur Frage der Unter-
bringung — folgendes anzumerken. Für diejenigen 
ausländischen Arbeitnehmer, die von den Anwerbe

-

stellen der Bundesanstalt für Arbeit vermittelt wer-
den — fast 300 000 im Jahre 1969 —, muß bereits 
vor der Arbeitsaufnahme eine angemessene Unter-
kunft gesichert sein. Die Arbeitsämter haben sich 
davon vor der Weiterleitung der Vermittlungsauf-
träge an die Anwerbekommission zu überzeugen. 

Nun gibt es aber auch zahlreiche ausländische 
Arbeitnehmer, insbesondere aus den EWG-Ländern, 
die nicht durch Vermittlung der Bundesanstalt für 
Arbeit einreisen. Bei ihnen haben die Arbeitsämter 
keine Möglichkeit, die Unterkünfte zu kontrollieren. 
Soweit jedoch Mißstände bekanntwerden, bemühen 
sie sich zusammen mit den zuständigen Behörden 
der Bau- und Gewerbeaufsicht sowie den Gesund-
heitsämtern, für Überwachung und Abhilfe zu 
sorgen. 

Für den Bau von Unterkünften hat die Bundes-
anstalt für Arbeit aus ihrem Rücklagevermögen 
Darlehen in Höhe von bisher 295 Millionen DM zur 
Verfügung gestellt. Die Bundesregierung und die 
Bundesanstalt für Arbeit haben ferner ein besonde-
res Förderungsprogramm zum Bau von Familien-
wohnungen für ausländische Arbeitnehmer ent-
wickelt. 

Mietpreisbindungen bestehen — danach haben 
Sie auch gefragt —, von den Städten Berlin, Ham-
burg und München abgesehen, nur noch für Sozial-
wohnungen. Die Mieten können deshalb in der 
Regel frei vereinbart werden. Bei unangemessen 
hohen Mietforderungen kann gegen den Vermieter 
nach § 2 a des Wirtschaftsstrafgesetzes vorgegangen 
werden. Damit die Wirkung dieser allgemeinen Be-
stimmung auch zugunsten ausländischer Arbeitneh-
mer gesichert ist, haben die Vertreter meines Hau-
ses das Problem erhöhter Mietforderungen an aus-
ländische Arbeitnehmer in das Gespräch mit den 
Ländern einbezogen. 

Der kulturellen Betreuung ausländischer Arbeit-
nehmer nehmen sich auf Ersuchen der Bundesregie-
rung vor allem die Betreuungsorganisationen an: 
Caritasverband, Diakonisches Werk, Arbeiterwohl-
fahrt und Jugendsozialwerk. Der Bund, die Bundes-
anstalt für Arbeit, Länder und Gemeinden unter-
stützen diese Arbeit durch Zuwendungen aus Haus-
haltsmitteln. Der Bund hat die Mittel dafür im Haus-
halt 1970 erhöht. 

Die gesundheitliche Betreuung erfolgt für aus-
ländische Arbeitnehmer und deren Familien nach 
denselben rechtlichen Bestimmungen wie für die 
einheimische Bevölkerung. Neben der ärztlichen Be-
handlung und Versorgung im Krankheitsfall gelten 
für ausländische Arbeitnehmer alle Vorschriften und 
Maßnahmen des medizinischen Arbeitsschutzes, 
ebenso z. B. die gesetzliche Unfallversicherung 
gegen Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten. 

Ich darf um Entschuldigung dafür bitten, daß die 
Antwort so lang ausgefallen ist; aber das entsprach 
den Fragen, die an mich gerichtet waren. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Frau Kollegin, eine Zusatzfrage. 

Frau Renger (SPD) : Herr Staatssekretär, welche 
Schwierigkeiten stehen dem entgegen, daß auch bei 
den Arbeitnehmern, die aus den EWG-Ländern zu 
uns kommen und die ja doch auch irgendwie an-
gemeldet werden müssen, nachgeprüft wird, ob ent-
sprechende Unterkünfte vorhanden sind? 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Ich 
habe schon darauf hingewiesen, Frau Kollegin, daß 
Mißstände, die bezüglich dieser Unterkünfte be-
kanntwerden, von den Arbeitsämtern und auch von 
den anderen zuständigen Behörden behandelt wer-
den. Ihre Frage hängt aber mit der Freizügigkeit 
der Arbeitskräfte in der EWG und der individuellen 
Arbeitsaufnahme zusammen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine weitere Zusatzfrage. 

Frau Renger (SPD) : Was ist in Ihrem Hause 
über die außerordentlich schlechten Unterkünfte be-
kanntgeworden, die es hier gibt und die in Publika-
tionen oftmals bekanntgegeben werden? 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Frau 
Kollegin, das ist ein Problem, das wir insbesondere 
mit den Ländern erörtern wollen. Ich habe schon 
auf unsere Bemühungen um verstärkte Koordinie-
rung hingewiesen. 

Ich darf in 'diesem Zusammenhang, da es sich zu 
einem Teil auch um Unterkünfte der Unternehmun-
gen handelt, darauf hinweisen, daß unser Haus die 
Absicht hat, das Problem der ausländischen Arbeit-
nehmer, das in seiner Bedeutung durch die Zunahme 
der Zahl der ausländischen Arbeitnehmer und ihrer 
Aufenthaltsdauer gewachsen ist, auch in die „Sozial-
politische Gesprächsrunde" einzubeziehen, an der 
Gewerkschaften und Arbeitgeber neben anderen 
sozialen Gruppen beteiligt sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine weitere Zusatzfrage, Frau Kollegin Renger. 

Frau Renger (SPD) : Herr Staatssekretär, darf 
ich, was die Wuchermieten betrifft, fragen, ob Sie 
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Frau Renger 
z. B. nachgeprüft haben, ob die Angaben in der 
Zeitschrift „Stern" stimmen, nach denen für Woh-
nungen, die, was die sanitären Einrichtungen angeht, 
nicht unseren Vorstellungen entsprechen, außer-
ordentlich überhöhte Mieten bezahlt werden müssen, 
und ob Sie bereit sind, dafür zu sorgen; daß die ent-
sprechenden gesetzlichen Bestimmungen schneller 
verbessert werden, damit gegen diese Leute, die aus 
den Vermietungen einen außerordentlichen Gewinn 
ziehen, vorgegangen werden kann. 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Frau 
Kollegin, das wollen wir zusammen mit dem für 
den Wohnungsbau und das Mietwesen zuständigen 
Bundesressort prüfen. Ich bin wie Sie der Auffas-
sung, daß diese Problematik besondere Aufmerksam-
keit verdient. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Ich rufe die Frage 44 des Herrn Abgeordneten Orgaß 
auf: 

Ist nicht eine der Menschenwürde nicht entsprechende Aus-
beutung darin zu erblicken, wenn — wie in der Fernsehsendung 
Panorama am 2. März 1970 berichtet wurde — ein Glasfabrikant, 
weil er nicht Mitglied einer Arbeitgebervereinigung ist, Arbeits-
kräfte weit unter jeder tariflichen Norm beschäftigen kann, ins-
besondere vor allem ausländische Arbeitskräfte zu einem Stun-
denlohn von 2,30 DM, und aus welchen Gesichtspunkten heraus 
führt die Arbeitsvermittlung diesem Unternehmen weiterhin 
laufend Arbeitskräfte zu, obwohl dem Arbeitsamt die unzumut-
baren Methoden und Praktiken dieses Fabrikanten bekannt sind, 
die einerseits die Existenz der betroffenen Arbeitnehmer gefähr-
den und zum anderen eine in unserer Gesellschaftsordnung un-
erwünschte Konkurrenz darstellen? 

Der Kollege ist im Saal. Herr Staatssekretär, bitte! 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Herr 
Kollege Orgaß, ich darf sicher auch Ihre beiden 
Fragen zusammen beantworten, weil sie der Sache 
nach zusammengehören. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Kollege Orgaß ist einverstanden. Dann rufe ich 
zusätzlich die Frage 45 auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung und was 
gedenkt sie zu unternehmen, um sicherzustellen, daß die Aus-
beutung, insbesondere auch ausländischer Arbeitskräfte, durch 
einzelne unsoziale Unternehmer in der Zukunft verhindert wer-
den kann? 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Be-
reits in der vergangenen Woche gaben mir zwei 
Fragen des Kollegen Dr. Slotta die Gelegenheit, 
mich zu der Beschäftigung ausländischer Arbeitneh-
mer in der Ingrid-Hütte in Euskirchen zu äußern. 
Ich darf auf meine schriftliche Antwort zu diesen 
Fragen verweisen und, ohne alle Einzelheiten zu 
wiederholen, noch folgendes hinzufügen: 

Die Erörterungen zwischen Vertretern meines 
Hauses und der Bundesanstalt für Arbeit haben in-
zwischen ergeben, daß die Bundesanstalt eine Lö-
sung auf folgende Weise anstrebt: Von idem deut-
schen Arbeitgeber, der um  die Vermittlung auslän-
discher Arbeitskräfte nachsucht, soll eine Erklärung 
verlangt werden, daß der  gebotene Lohn den tarif-
lichen Bedingungen entspricht. Wenn diese Erklä-
rung nicht arbgegeben werden kann, will die Bundes-

anstalt prüfen, ab der ortsübliche Lohn offensichtlich 
unterschritten wird. 'Soweit dies der Fall ist, soll der 
Vermittlungsauftrag unerledigt zurückgegeben wer-
den. Die  Bundesanstalt bereitetentsprechende Wei-
sungen an ihre nachgeordneten Dienststellen vor. 

Sollten die weiteren Erfahrungen zeigen, Herr 
Kollege, daß die Vorschriften des Arbeitsförde-
rungsgesetzes nicht ausreichen, um zu einer befrie-
digenden Lösung zu kommen, wird die Bundesregie-
rung diesem Hohen Haus alsbald Gesetzesände-
rungen vorschlagen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Orgaß (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, darf ich 
Ihrer Antwort entnehmen, daß diese Erklärung von 
allen Arbeitgebern gefordert wird, gleichgültig, ob 
sie einer Organisation 'angeschlossen sind oder 
nicht? 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Hier 
wird 'eine allgemeine Regelung angestrebt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine weitere Zusatzfrage. 

Orgaß (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, welche 
Möglichkeiten sieht ,die Bundesregierung, abgesehen 
von diesem konkreten Fall, unmittelbar oder auch 
mittelbar darauf hinzuwirken, daß die mit der  Be-
schäftigung ausländischer Arbeitskräfte in der Bun-
desrepublik zusammenhängenden Fragen nicht über-
wiegend unter Gesichtspunkten der  Rentabilität ge-
sehen werden, sondern daß hier vor allem auch 
Gesichtspunkte der Humanität zum Tragen kom-
men? Diese Frage bezieht sich sowohl auf die Arbeit 
als solche als auch auf die  Freizeit, und ich möchte 
damit auch das Problem der Zusammenführung von 
Familienangehörigen ansprechen, soweit es ,sich 
um Personen handelt, die  die  Absicht haben, sich 
hier ,auf Dauer anzusiedeln. 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Herr 
Kollege, ich möchte Iden Grundtenor Ihrer Frage 
unterstützen. Ich darf darauf hinweisen, daß die von 
Ihnen aufgeworfenen Fragen zum Teil, wenn auch 
den Umständen der Fragestunde entsprechend nur 
kurz, in  der  Antwort auf die Fragen der Frau Kol-
legin Renger behandelt worden sind. Im übrigen 
darf ich noch einmal unterstreichen, Herr Kollege, 
daß unser Haus sich auf Grund der  Grundsätze, die 
jetzt für die Betreuung der ausländischen Arbeit-
nehmer beschlossen worden sind, in Zusammen-
arbeit mit  den zuständigen Stellen bemühen wird, 
Fortschritte auf diesem Felde zu erreichen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Kollege, wenn ich ,die Richtlinien streng  aus-
lege, haben Sie in einer Zusatzfrage bereits weitere 
Zusatzfragen ,einbezogen. Aber bitte, fragen Sie! 
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Orgaß (CDU/CSU) : Vielen Dank, Herr Präsident. 
— Herr Staatssekretär, würde die Bundesregierung 
es für gut halten, wenn man den Gesamtfragen

-

komplex der ausländischen Arbeitskräfte und ihrer 
Beschäftigung bei uns einmal etwas mehr durch-
leuchtete, indem man — vielleicht durch eine Enquête 
oder dergleichen — die Situation darlegte und so 
auch auf die Bewußtseinsbildung der deutschen Be-
völkerung positiv einwirken und dem Gesetzgeber 
wertvolle Entscheidungshilfen bieten könnte? 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Herr 
Kollege, diese Anregung halte ich für bedenkens-
wert. In der Tat sollen Anstrengungen unternommen 
werden, um die Kenntnis der konkreten Arbeits- 
und Lebensbedingungen ausländischer Arbeitnehmer 
zu fördern. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Abgeordneten Dr. Gatzen. 

Dr. Gatzen (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
meine Frage an Sie hat sich an sich durch die letzte 
Frage des Kollegen Orgaß erledigt. Ich wollte Sie 
nämlich fragen, ob es im Hinblick auf die Probleme, 
die hier deutlich geworden sind — sowohl durch die 
Fragen von Frau Renger als auch durch die Fragen 
von Herrn Orgaß —, von Ihnen und Ihrem Hause 
nicht für richtig gehalten würde, dem Bundestag 
einmal einen zusammengefaßten Bericht über die 
Lage der ausländischen Arbeitskräfte in der Bundes-
republik vorzulegen. 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Herr 
Kollege, ich darf dazu sagen, daß wir uns auf vielen 
Feldern des Arbeits- und Soziallebens darum bemü-
hen, Informationslücken abzubauen. Ein Teil dieses 
Bemühens wird schon sichtbar, wenn die Bundes-
regierung im April dieses Jahres den Sozialbericht 
vorlegen wird. Wir haben die Forschungsmittel in 
unserem Hause verstärkt. Ich bin der Meinung — 
das darf ich noch einmal im Anschluß an die Frage 
von Herrn Kollegen Orgaß sagen —, daß die Sozial-
forschung sich auch auf den von Ihnen angesproche-
nen Bereich erstrecken muß. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine letzte Zusatzfrage, Herr Kollege Zebisch. 

Zebisch (SPD) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen be-
kannt, daß in der Ingrid-Glashütte den Arbeitneh-
mern verboten wird, einen eigenen Betriebsrat zu 
wählen, daß ihnen angeblich der Arbeitgeber auch 
verbietet, Mitglied einer Gewerkschaft zu werden? 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Ob 
Arbeitnehmern der Ingrid-Hütte vom Arbeitgeber 
für den Fall ihres Beitritts zu einer Gewerkschaft 
betriebliche Nachteile angedroht werden, ist der 
Bundesregierung nicht bekannt. Sollte dies aber 
zutreffen, Herr Kollege, neigt die Bundesregierung  

zu der Auffassung, daß ein solches Verhalten eines 
Arbeitgebers unter Berücksichtigung der in Art. 9 
Abs. 3 des Grundgesetzes garantierten Koalitions-
freiheit je nach den Umständen des Einzelfalles den 
Straftatbestand der Nötigung erfüllen kann. Dies 
aufzuklären wäre gegebenenfalls Aufgabe der zu-
ständigen Staatsanwaltschaft, die dann auch darüber 
zu befinden hätte, ob die Voraussetzungen einer 
Anklageerhebung erfüllt sind. 

Dann haben Sie noch nach der Bildung des Be-
triebsrates gefragt. Der Bundesregierung ist be-
kannt, daß es in der Ingrid-Hütte keinen Betriebsrat 
gibt. Der Bundesregierung sind auch Äußerungen 
bekanntgeworden, wonach selbst gewerkschaftlich 
organisierte Arbeitnehmer der Hütte aus Furcht vor 
Nachteilen davon Abstand genommen haben sollen, 
die Wahl eines Betriebsrats in die Wege zu leiten. 

Ob dies zutrifft, kann die Bundesregierung aller-
dings nicht feststellen. Ich will in diesem Zusam-
menhang aber anmerken, daß — um generell Arbeit-
nehmern in Zukunft ihr Recht zur Bildung eines Be-
triebsrats gegebenenfalls auch gegen den Willen 
eines uneinsichtigen Arbeitgebers noch stärker zu 
gewährleisten — von der Bundesregierung beab-
sichtigt ist, das Betriebsverfassungsgesetz im Zuge 
seiner anstehenden Novellierung entsprechend zu 
ergänzen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Ich rufe die  Fragen 46 und 47 des Abgeordneten 
Härzschel auf: 

Wie hoch war das Defizit der Krankenkassen aus der Kranken-
versicherung der Rentner wegen unzureichender Zuweisungen 
der Rentenversicherungsträger insgesamt, und wie hoch war es 
nach Abzug der Eigenlastquote der Kassen in den letzten drei 
Jahren? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um sicherzustellen, 
daß die Krankenkassen einen angemessenen Ersatz für die Auf

-

wendungen für die Krankenversicherung der Rentner erhalten? 

Herr Staatssekretär, bitte! 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Herr 
Kollege Härzschel, ich darf beide Fragen zusammen 
beantworten. 

Von den Aufwendungen der Krankenkassen — 
ohne knappschaftliche Krankenkassen — für Lei-
stungen der Krankenversicherung der Rentner wur-
den 1967 78,4 % durch Beiträge der Rentenversiche-
rungsträger gedeckt. Die restlichen 21,6 %, das sind 
706 Millionen DM, hatten die  Mitglieder der allge-
meinen Krankenversicherung zu zahlen. 

1968 haben die Beiträge der Rentenversicherungs-
träger — nach den jetzt vorliegenden Rechnungs-
ergebnissen — die Aufwendungen der Kranken-
kassen für die Rentner, insgesamt rund 4,3 Milliar-
den DM zu 71,5 vom Hundert gedeckt. Da dieser 
Satz nach dem Finanzänderungsgesetz 1967 bei 80 oh) 
liegen soll, rechnen die Krankenkassen noch mit 
einem Ausgleichsbetrag von rund 366 Millionen 
DM. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
ist ermächtigt, durch Rechtsverordnung eine Aus-
gleichsregelung vorzunehmen. Die zum Erlaß dieser 
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Parlamentarischer Staatssekretär Rohde 
Rechtsverordnung notwendigen Prüfungen und Vor-
bereitungen sind eingeleitet. 

Für das Jahr 1969 können noch keine Angaben 
gemacht werden, weil die Rechnungsergebnisse erst 
im Laufe des Jahres 1970 festgestellt werden. 

Das Finanzänderungsgesetz 1967 hat die Finan-
zierung der Krankenversicherung der Rentner im 
Interesse einer gleichmäßigen Belastung der Renten-
versicherung neu geregelt. Ob diese Regelung ände-
rungsbedürftig ist, wird von der Kommission zur 
Weiterentwicklung der  Krankenversicherung geprüft 
werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Härzschel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind 
Sie nicht der Meinung, daß es im Interesse der Bei-
tragsklarheit und der Beitragswahrheit notwendig 
wäre, (den Krankenversicherungsträgern die Kosten 
zu ersetzen, die tatsächlich durch ,die Krankenver-
sicherung der Rentner anfallen, weil ja die Perso-
nengruppen, die die Beiträge entrichten, an und für 
sich die gleichen sind? 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Herr 
Kollege, diese Problematik, ,das wissen Sie, haben 
wir im Zusammenhang mit der Beratung des Fi-
nanzänderungsgesetzes 1967 eingehend erörtert. 
Wir haben eine Regelung gefunden, die sich auf 
eine breite Mehrheit in diesem Hause stützen kann. 
Ich darf noch einmal unterstreichen, daß alle wei-
teren Überlegungen angesichts der Komplexität 
dieses Problems in der Kommission angestellt wer-
den sollen, die wir zur Weiterentwicklung der 
Krankenversicherung in diesem Frühjahr berufen 
werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine weitere Zusatzfrage. 

Härzschel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, darf 
ich Ihrer Antwort entnehmen, daß die Bundesregie-
rung bereit ist, zumindest eine Regelung zu treffen, 
wonach der über die 20 % Eigenlastquote hinaus-
gehende Betrag den Kassen erstattet wird? 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Herr 
Kollege, ich möchte, weil es sich um ein Problem 
mit schwerwiegenden finanzwirtschaftlichen Aus-
wirkungen handelt, den Sachberatungen hier nicht 
mit einer knappen Bemerkung vorgreifen und darf 
im übrigen hinsichtlich der Ausgleichregelung für 
1968 auf meine entsprechende Antwort verweisen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage des Abgeordneten Folger. 

Folger (SPD) : Herr Staatssekretär, sind Sie nicht 
der Meinung, daß bei der Prüfung der Frage, was  

die Rentner die Krankenversicherung kosten, auch 
berücksichtigt werden muß, was die Rentner vor-
her, während ihres aktiven Arbeitslebens, an Bei-
trägen an die Krankenversicherung bezahlt haben, 
ohne daß sie ,die Krankenversicherung nennenswert 
in Anspruch genommen haben; mit anderen Wor-
ten: daß man nicht nur den letzten Abschnitt dabei 
berücksichtigen darf, sondern beide Abschnitte zu-
sammen berücksichtigen muß? 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Herr 
Kollege, dieser von Ihnen mit Recht angeführte so-
zialpolitische Gesichtspunkt hat bei der Beschluß-
fassung im Jahre 1967 eine wesentliche Rolle ge-
spielt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Frage 48 des Abgeordneten Mursch (Soltau-Har-
burg) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Durchführungsver-
ordnung zu § 30 BVG von den Versorgungsämtern so gehandhabt 
wird, daß die letztjährige Sonderzulage im öffentlichen Dienst 
als bei Berechnung der Durchschnittswerte berücksichtigt ange-
sehen worden ist, obwohl der Gesetzgeber bei Schaffung der 
Vorschrift an den Fall einer Sonderzuwendung, die ein Novum 
war, naturgemäß noch nicht gedacht haben konnte, und wie läßt 
sich diese Handhabung durch die Versorgungsämter mit dem 
Gesetz in Einklang bringen? 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Herr 
Kollege, der Bundesregierung ist bekannt, daß 
seitens der Versorgungsämter so verfahren wird, 
wie Sie das in Ihrer Fragestellung angedeutet haben, 
Dieses Verfahren entspricht dem Gesetz, das bei 
der Ermittlung des Vergleichsabkommens einer 
pauschalierten Regelung den Vorzug vor einer 
konkreten Schadensermittlung gibt. Sonderzuwen-
dungen der von Ihnen genannten Art gelten als von 
den in der Durchführungsverordnung festgesetzten 
Pauschbeträgen mitumfaßt. Das Bundessozialgericht 
hat die Richtigkeit dieser Auslegung mit Urteil vom 
24. Juni 1969 bestätigt. Dieses Urteil behandelt die 
Anrechnung von Sonderzuwendungen aus den Jah-
ren 1961 und 1962. Daraus erkennen Sie, daß schon 
seit 1961 so verfahren wird. 

Die Bundesregierung verkennt nicht, Herr Kollege, 
das will ich hinzufügen, daß bei der wachsenden 
Bedeutung, die den jährlichen Sonderzuwendungen 
beizumessen ist, eine Überprüfung dieses Fragen

-

komplexes notwendig erscheint. Mein Haus hat des-
wegen bereits mit den beteiligten Ressorts Fühlung 
aufgenommen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Mursch (Soltau-Harburg) (CDU/CSU) : Glauben 
Sie, Herr Staatssekretär, daß diese Überprüfung in 
absehbarer Zeit abgeschlossen werden kann, und 
glauben Sie, daß gegebenenfalls, wenn sie ein im 
Sinne meiner Frage positives Ergebnis hat, eine 
Regelung mit rückwirkender Kraft erfolgen kann? 
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Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Herr 
Kollege, da es sich hierbei der Natur der Sache nach 
um ein Problem handelt, das nicht nur unser Haus 
berührt, sondern mit anderen Ressorts der Bundes-
regierung abgestimmt werden muß, kann ich auf 
diese Frage zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht 
definitiv antworten. 

Mursch (Soltau-Harburg) (CDU/CSU) : Verzeihen 
Sie, Herr Staatssekretär, den ersten Teil meiner 
Frage haben Sie wahrscheinlich überhört. Er betraf 
die zeitliche Abwicklung. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Kollege, Sie haben in Ihre erste Zusatzfrage 
schon zwei Zusatzfragen eingepackt, um jetzt eine 
dritte anbringen zu können. Ich lasse sie noch zu. 

Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Doch, 
Herr Kollege, ich habe auch den ersten Teil Ihrer 
Frage mit berücksichtigt, der sich auf den Zeitpunkt 
bezog. Hier handelt es sich auch darum, wie schnell 
die Besprechungen innerhalb der Ressorts der Bun-
desregierung abgeschlossen werden können. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Ich rufe die Fragen 49 und 50 des Abgeordneten 
Walkhoff auf: 

Hält die Bundesregierung es für ausreichend, wenn ausschließ-
lich dem Arbeitgeber die Entscheidung darüber überlassen wird, 
ob und unter welchen Bedingungen er seinen Arbeitnehmern 
Bildungsurlaub, der in der Regel nur der beruflichen Fortbil-
dung dient, gewährt? 

Wird verneinendenfalls eine umfassende gesetzliche Regelung 
des bezahlten Bildungsurlaubs unter Einbeziehung des Urlaubs 
für die Teilnahme an förderungswürdigen staatsbürgerlichen 
Bildungsveranstaltungen für sinnvoll und erforderlich angesehen? 

— Der Herr Kollege ist im Saal. — Bitte schön, 
Herr Staatssekretär! 

Rohde,  'Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Die 
Bundesregierung hält es nicht für 'ausreichend 
— wenn ich das im Zusammenhang der beiden Fra-
gen sagen darf, Herr Kollege —, wenn ausschließ-
lich dem Arbeitgeber die Entscheidung darüber 
überlassen wird, ob und in welchem Ausmaß er 
seinen Arbeitnehmern Bildungsurlaub gewährt. Der 
Bundeskanzler hat in der Regierungserklärung vom 
28. Oktober 1969 ausgeführt, daß technischer Fort-
schritt und  wirtschaftliche Entwicklung ständig neue 
Anforderungen an die Mobilität aller Erwerbstäti-
gen stellen und deshalb die Einführung eines Bil-
dungsurlaubs eine wichtige Aufgabe ist. Die Vor-
arbeiten für eine gesetzliche Regelung der bezahl-
ten Freistellung der Arbeitnehmer für Bildungs-
zwecke sind aufgenommen. Dabei sollte nach den 
Vorstellungen der Bundesregierung zugleich eine 
Freistellung für die Teilnahme an solchen Lehrgän-
gen angestrebt werden, die der staatsbürgerlichen 
Bildung dienen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Kollege, Ihre beiden Fragen sind zusammen 
beantwortet worden. Keine Zusatzfragen. Danke! 

(Abg. Orgaß meldet sich zu einer Zusatz

-

frage.) 

— Herr Kollege, im Interesse 'der Abwicklung der 
 Fragestunde lasse ich keine Zusatzfragen zu, zumal 

der Fragesteller keine Zusatzfrage hatte. 

Ich rufe Frage 51 des Abgeordneten Pieroth auf. 

— Ist der Herr Kollege Pierroth im Saal? — Das ist 
nicht der Fall. Die Frage wird schriftlich beant-
wortet. 

Ich rufe die Fragen 52 und 53 des Abgeordneten 
Dr. Früh auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß landwirtschaftliche Lehr-
linge nach der bisherigen Förderungspraxis nur geringfügige, 
in der Regel aber keine Beihilfe erhalten, weil ihnen die freie 
Kost und Wohnung angerechnet wird, während diese Leistung 
bei Bauernsöhnen, die zu Hause ebenfalls verpflegt werden, 
aber eine außerlandwirtschaftliche Lehre absolvieren, nicht in 
Anrechnung kommt? 

Ist die Bundesregierung bereit, diese offensichtliche Benach-
teiligung der landwirtschaftlichen Lehrlinge zu überprüfen und 
nach Möglichkeit einer positiven Regelung zuzuführen? 

Ist der Herr Kollege Dr. Früh im Saal? — Das ist 
der Fall. 

Herr Staatssekretär! 

Rohde,  Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Herr 
Kollege, Lehrlingsentgelt muß nach den geltenden 
Bestimmungen in jedem Fall auf die  Ausbildungs-
beihilfen angerechnet werden, und zwar unab-
hängig davon, ob es in bar oder, wie in der Land-
wirtschaft und einigen anderen Tarifbereichen üb-
lich, teilweise in Form von freier Unterkunft und 
Verpflegung gewährt wird. Das gilt auch für jene 
Lehrlinge in der Landwirtschaft oder im Handwerk, 
die ihre Lehre im elterlichen Betrieb ableisten. Ist 
also der Vater der Lehrherr eines landwirtschaft-
lichen Lehrlings, so müssen Kost und Logis ange-
rechnet werden. Ist dagegen ein Lehrling, der bei 
der elterlichen Familie wohnt, anderswo in der 
Lehre, so werden Kost und Logis also Leistungen 
der Eltern auf Grund der gesetzlichen Unterhalts-
pflicht insoweit nicht angerechnet, als das Einkom-
men der Eltern bestimmte Höchstgrenzen nicht 
übersteigt. Auch hier bestehen keine Unterschiede 
zwischen Bauernkindern und Kindern nichtbäuer-
licher Eltern. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Dr. Früh (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, halten 
Sie es für gerechtfertigt, daß die Verpflegung eines 
Sohnes, der eine außerlandwirtschaftliche Lehre ab-
solviert, im bäuerlichen Haushalt als eine Pflicht der 
Eltern für ihren minderjährigen Sohn ausgelegt 
wird, während das bei dem Sohn,  der als Lehrling 
auf dem Bauernhof ist, nicht der Fall ist? Dadurch 
werden nämlich an  die Geschwister verschiedene 
Maßstäbe angelegt. 
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Rohde, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Ich 
habe schon gesagt, Herr Kollege, daß man nicht ge-
nerell von dieser Ihrer Annahme ausgehen kann, 
weil hinsichtlich !der Leistungen der  Eltern eines 
Jugendlichen, der  außerhalb des eigenen Betriebs 
eine Lehre absolviert, für die  Ausbildungsbeihilfen 
bestimmte Höchstgrenzen gelten. Hinzukommt, daß 
im Berufsbildungsgesetz die Lehrlingsvergütung all-
gemein vorgeschrieben ist.  

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Damit isst der Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung abgeschlossen. Ich 
danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 
Wir kommen nunmehr zum Geschäftsbereich des 

Bundesministers der Finanzen. Ich rufe die Frage 76 
des Abgeordneten Leicht auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, die Abzugsfähigkeit von Spen-
den, auch wenn sie über 5 % des steuerpflichtigen Einkommens 
liegen, zu gewähren? 

Zur Beantwortung steht Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Dr. Reischl zur Verfügung. 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär des 
Bundesministers der Finanzen: Herr Präsident, wenn 
die Herren Kollegen einverstanden sind, würde ich 
gerne auch die  beiden Fragen des Herrn Kollegen 
Ott und  die  Frage des  Herrn Kollegen Picard mit der 
Frage des Herrn Kollegen Leicht zusammen beant-
worten. Da alle Fragen das gleiche  Problem  berüh-
ren, kann ich nur eine Antwort geben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Wenn die Fragesteller einverstanden sind — ohne 
daß damit natürlich das Recht auf Zusatzfragen ver-
kürzt wird —, können wir so verfahren. — Das ist 
der Fall. 

Dann rufe ich auch die Fragen 77 und 78 des Herrn 
Abgeordneten Ott sowie (die Frage 79 des Herrn 
Abgeordneten Picard auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung einen Kommentar des 
Deutschen Aussätzigen-Hilfswerks Würzburg, daß die Politiker 
Gefahr laufen, unglaubwürdig zu werden, wenn sie auf der 
einen Seite immer wieder an die private Hilfsbereitschaft appel-
lieren, andererseits jedoch an der viel zu niedrigen 5-%-Grenze 
für Spenden festhalten? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse einer wesentlichen 
Förderung der freiwilligen privaten Hilfsbereitschaft, die oft 
auch der Einsparung öffentlicher Förderungsmittel aus Steuern 
dient, eine Erhöhung der Spendengrenze im Einkommensteuer-
gesetz generell oder für besondere Fälle baldmöglichst in die 
Wege zu leiten? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Steuerabzugsfähigkeit von 
Spenden für besondere soziale Zwecke, wie z. B. Rehabilitation 
geistig und körperlich Behinderter, über die jetzt geltende 
Grenze hinaus zu erhöhen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Nach § 10 b des 
Einkommensteuergesetzes können Spenden zur För-
derung mildtätiger, kirchlicher, religiöser, wissen-
schaftlicher und staatspolitischer und aus besonders 
förderungswürdig anerkannter gemeinnütziger 
Zwecke als Sonderausgaben abgezogen werden. Der 
derzeit geltende Höchstsatz von 5 v. H. des Gesamt-
betrags der Einkünfte, der sich für wissenschaftliche  

und staatspolitische Zwecke um weitere 5 v. H. er-
höht, ist auch nicht zu gering. 

Die Erfahrungen der Vergangenheit haben gezeigt, 
daß die Spenden bei den Spendern im Durchschnitt 
erheblich unter dem Satz von 5 v. H. des Gesamt-
betrags der Einkünfte liegen. Die Begrenzung der 
Abzugsfähigkeit auf 5 v. H. wird zudem im Einzel-
fall dadurch gemildert, daß der Steuerpflichtige an 
Stelle dieser Grenze einen Abzug in Höhe von 
2 v. T. der Summe der gesamten Umsätze und der 
im Kalenderjahr aufgewendeten Löhne und Gehäl-
ter geltend machen kann. Die Meinungsäußerung 
des Deutschen Aussätzigen-Hilfswerks Würzburg, 
auf die der Herr Kollege Ott hingewiesen hat, die 
Politiker würden Gefahr laufen, unglaubwürdig zu 
werden, wenn sie den Vom-Hundert-Satz für die 
steuerliche Abzugsfähigkeit von  Spenden  nicht er-
höhten, geht daher von nicht zutreffenden Voraus-
setzungen aus. 

Die Bundesregierung hält es aus den geschilderten 
Gründen zur Zeit nicht für notwendig, die Höchst-
sätze, bis zu denen Spenden steuerlich berücksichtigt 
werden können, allgemein zu erhöhen. Im Zusam-
menhang mit der Steuerreform wird jedoch auch 
diese Frage grundsätzlich geprüft werden müssen.. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Kollege Leicht! 

Leicht (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, gibt ge-
rade Ihre Antwort, die Grenze sei bisher kaum aus-
genutzt worden, nicht Veranlassung, diese Grenze 
von 5 % heraufzusetzen, um insbesondere dort An-
reize zu geben, wo es sich um besondere soziale 
Zwecke handelt, für die die Spenden gegeben wer-
den? 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Die Tatsache, 
daß bisher kaum jemand mit seinen Spenden diese 
5-%-Grenze erreicht hat, spricht doch eigentlich da-
für, daß die Spendenfreudigkeit nicht ganz so groß 
ist. Man kann höchstens einräumen, daß bei dieser 
Regelung die Möglichkeit bestimmter Ausnahmen 
fehlt, die die Verwaltung machen könnte. Aber ob 
man das kann, ob das die Gleichberechtigung nicht 
gefährden würde, vermag ich aus dem Stegreif nicht 
zu sagen. Deswegen meine ich ja auch, daß es richtig 
wäre, die Frage grundsätzlich im Zusammenhang 
mit der Steuerreform zu prüfen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine weitere Zusatzfrage, Herr Kollege Leicht. 

Leicht (CDU/CSU) : Ich möchte die Frage umge-
kehrt stellen. Sollte man dann nicht bei den-
jenigen diese Ausnahme zulassen, die mehr als 
5 % ihrer Einkommen für soziale Zwecke opfern 
wollen, insbesondere auch unter Berücksichtigung 
dessen, daß wir im staatspolitischen und wissen-
schaftspolitischen Bereich weit mehr Möglichkeiten 
geschaffen haben? 
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Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Ich darf zu-
nächst einmal sagen, daß der Nachholbedarf bei 
den Wissenschaften der Grund zu einer höheren 
steuerlichen Begünstigung war. 

Ich halte eine Regelung, die diese Möglichkeiten 
im Einzelfall gibt, nicht für zulässig; ich glaube, 
darin stimmen wir überein. Ich halte es aber auch 
nicht für gut, jetzt durch besondere Gesetze Teil-
regelungen zu treffen, bevor die Reform der Ein-
kommensteuer im Rahmen der Steuerreform be-
handelt wird. Das ist für die Regierung der einzige 
Grund, warum sie im Augenblick keine der Steuer-
begünstigungen — ganz gleich, welcher Art — an-
tasten möchte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege Ott! 

Ott (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, stimmen 
Sie mir, da Sie vorher erklärt haben, daß in den 
Fällen, in denen die 5 % von den Einkünften nicht 
ausreichen, die andere Möglichkeit von Umsatz 
und Lohnsumme in Anspruch genommen werden 
kann, zu, wenn ich sage, daß diese Inanspruch-
nahme nach der Lohnsumme und dem Umsatz in 
einer Vielzahl von Fällen dort nicht möglich ist, wo 
es sich um unselbständige Einkünfte handelt, und 
zum Teil auch dort nicht, wo es sich um selbständige 
Einkünfte handelt? 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Bei den unselb-
ständigen Einkünften möchte ich Ihnen prima facie 
recht geben. Diese Frage müßte man überprüfen, 
weil es sich dabei ja um eine Ersatzregelung für die 
andere handelt, die für alle gemeinsam gilt. Ich bin 
gerne bereit, diese Frage noch einmal nachprüfen zu 
lassen und Ihnen dann vielleicht in einer sehr viel 
ausführlicheren Weise schriftlich Auskunft zu-
kommen zu lassen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege Ott! 

Ott (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, würden Sie 
mir zustimmen, daß es in besonderen Fällen, z. B. 
in Katastrophenfällen, wünschenswert wäre, daß 
der Teil, der helfen will, mehr als 5 % seiner Ein-
künfte als Spende für solche Zwecke ausgeben 
kann, und daß die gegenwärtige Regelung hier voll-
kommen unbefriedigend ist? 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Herr Kollege, ich 
sagte ja schon, ich sehe wegen des Grundsatzes der 
Gleichheit .der Besteuerung keine Möglichkeit, hier 
von uns aus eine Änderung vorzunehmen. Daß der 
Gesetzgeber für solche Sonderfälle einen anderen 
Satz festlegen könnte, möchte ich nicht ausschließen, 
denn das wäre wohl nicht unbedingt verfassungs-
widrig. 

Aber ich sagte schon, wir wollen an alle diese 
Fragen nur im Zusammenhang mit  der  Steuerreform 
herangehen, weil die Steuerreformkommission die 
Frage all dieser Freibeträge, Grenzen usw. prüft 
und wir ihr nicht vorgreifen wollen. Aber wir drän-
gen auf Beschleunigung. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Bitte, Herr Kollege! 

Ott (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind Sie mit 
mir der Meinung, daß es  in solchen Fällen, in denen 
die 5 % der Einkünfte nicht ausreichen, nicht zu ver-
treten ist, daß mit  den  Spenden für gemeinnützige, 
wohltätige, soziale und karitative Zwecke gewartet 
werden muß, bis Sie mit der Steuerreform kommen, 
sondern daß die Spenden eben jetzt erfolgen sollen? 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Herr Kollege, es 
nützt alles nichts, wir haben im Augenblick dieses 
Gesetz, wie es ist. Die Verwaltung kann nichts an-
deres tun, als dieses Gesetz anzuwenden. Selbst eine 
gesetzgeberische Maßnahme würde eine erhebliche 
Zeit dauern, zumal diese Frage für sich allein meines 
Erachtens nicht behandelt werden kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Sie haben eine letzte Zusatzfrage. 

Ott (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, würden Sie 
nicht doch prüfen, ob an Stelle der  gegenwärtigen 
Möglichkeit mit dem Umsatz und der Lohnsumme, 
die bei vielen nicht zum Tragen kommt, eine andere, 
gleichwertige Ersatzlösung möglich ist? 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Herr Kollege, 
das habe ich Ihnen ja schon deshalb zugesagt — und 
aus diesem Grunde habe ich auch eine schriftliche 
Antwort auf diese Frage zugesagt —, weil ich nach 
der Frage, die Sie aufwerfen, auch Zweifel habe, ob 
die gegenwärtige Regelung tatsächlich für alle gleich 
ist. Diese Frage werden ich nachprüfen lassen und 
werde Ihnen die Antwort zukommen lassen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Frau Kollegin Funcke! 

Frau Funcke (FDP) : Herr Staatssekretär, würden 
Sie den Mitgliedern des  Finanzausschusses — zur 
Objektivierung dieser Frage und ihrer Beurteilung 
—einmal eine Ubersicht vorlegen, in welchem Um-
fang die 5 % oder — im wissenschaftlichen Be-
reich —die  10 % überschritten worden sind und 
inwieweit  die  Ersatzgrenze Lohnsumme oder Um-
satz hilfsweise herangezogen wurde, was 'ja be-
kanntlich nicht für Personengesellschaften, sondern 
nur für Kapitalgesellschaften möglich ist? Könnten 
Sie uns das einmal angeben, um beurteilen zu kön-
nen, ob und gegebenenfalls in welchem Umfang 
Änderungen des Einkommensteuergesetzes über-
haupt praktische Auswirkungen haben würden? 
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Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Ich bin gerne 
bereit, dem Finanzausschuß einmal umfassend dar-
über zu berichten, wobei ich nur nicht ganz sicher 
bin, ob wir aus den vorliegenden Unterlagen immer 
werden ersehen können, ob die Aufwendungen in 
Wirklichkeit über diesen Sätzen lagen. Das kann 
man ja wohl nur dann, wenn die entsprechenden 
Beträge in voller Höhe in der Steuererklärung auf-
geführt worden sind. Aber hier wird ja im Vorver-
fahren durch Steuerberater usw. in  der  Regel schon 
manches gar nicht mehr geltend gemacht. Das ist das 
Problem. Aber ich bin gern bereit, dies im Einver-
nehmen mit den Landesfinanzverwaltungen einmal 
nachzuprüfen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Danke schön. 

Ich rufe Frage 80 des Kollegen Offergeld auf: 

Welche Ergebnisse haben die seit Jahren mit der Schweiz 
schwebenden Verhandlungen über eine Revision des Doppelbe-
steuerungsabkommens bislang erbracht, und bis wann ist mit 
einem Abschluß der Verhandlungen zu rechnen? 

Herr Staatssekretär! 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Ich bitte um 
Verständnis, wenn ich mit Rücksicht auf die inter-
nationale Übung und die ausdrückliche Absprache 
zwischen. den beiden Delegationen keine Einzel-
heiten über den Stand der Verhandlungen über die 
Revision des Deutsch-Schweizerischen Abkommens 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung mitteilen 
kann. 

Ich darf aber so viel sagen, daß es in den bisheri-
gen sehr schwierigen Verhandlungen gelungen ist, 
die Problemkreise und ihre Lösungsmöglichkeiten 
herauszuschälen, die vordringlicher Gegenstand des 
revidierten Abkommens sein sollen. Dies umschließt 
auch Fragen, in denen die schweizerische Seite 
bisher noch nicht nachgegeben hat, in denen ihr aber 
nach deutscher Auffassung ein Nachgeben zugemu-
tet werden kann. 

Für April ist ein Treffen der Delegationsleitun-
gen vorgesehen. Die deutsche Seite hat dazu ein 
Memorandum, das den 'zentralen Problemkreis der 
schweizerischen Basisgesellschaften behandelt, un-
terbreitet. Die bevorstehenden Gespräche sollen den 
beiden Seiten zumutbaren Lösungsspielraum auch in 
den 'Einzelheiten so abklären, daß anschließend die 
Gesamtdelegationen zu einer oder zwei abschließen-
den Verhandlungsrunden zusammentreten kön-
nen. 

Bei diesem Sachstand läßt sich ein Termin für den 
Abschluß der Verhandlungen noch nicht nennen. 
Bei günstigem Verlauf sollte die Paraphierung eines 
Entwurfs bis zum Ende dies Jahres möglich erschei-
nen. Die  'deutsche  Delegation wird alles in ihren 
Kräften Liegende tun, um dies zu erreichen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Keine Zusatzfrage? 

Ich rufe die Frage 81 des Abgeordneten Hussing 
auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, die Voraussetzungen zu schaf-
fen, daß die für die Wiederherrichtung der Häuser und Woh-
nungen anfallenden Kosten nach den Hochwasserkatastrophen 
bei der Lohn- und Einkommensteuer als „außergewöhnliche Be-
lastung" abgesetzt werden können? 

Herr Staatssekretär! 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Der Bundes-, 
minister  der Finanzen hat in einem Fernschreiben 
vom 13. März 1970 vorweg seine Zustimmung zu 
Billigkeitsrichtlinien der obersten Finanzbehörden 
der Länder zugunsten der Hochwassergeschädigten 
erteilt. In diesem Erlaß sind großzügige steuerliche 
Regelungen für die mit der Beseitigung von Hoch-
wasserschäden verbundenen Aufwendungen vor-
gesehen. Ich bin bereit, Herr Kollege, Ihnen einen 
Abdruck des Erlasses zuzuleiten. 

Hussing (CDU/CSU) : Danke. Ich habe in der 
Zwischenzeit davon Kenntnis genommen. 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Ich brauche es 
Ihnen also nicht mehr zuzuleiten? 

Hussing (CDU/CSU) : Nein. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Damit ist diese Frage beantwortet. 

Herr Kollege Unland ist nicht im Saal; die Fragen 
82 und 83 werden schriftlich beantwortet. 

Ich rufe die Frage 84 des Abgeordneten Weigl 
auf: 

Wird die Bundesregierung die steuerliche Vergünstigung für 
Ausbildungsversicherungen aufheben und durch die Gewährung 
von staatlichen Prämien ersetzen, damit diese Vergünstigung 
auch jenen Arbeiter- und Bauernkindern zugute kommt, deren 
Eltern auf Grund ihres geringen Einkommens weder Lohn- noch 
Einkommensteuer bezahlen? 

Herr Staatssekretär! 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Nach geltendem 
Recht können Beiträge zu Ausbildungsversicherun-
gen als Beiträge zu Lebensversicherungen im Rah-
men der Höchstbeträge als Sonderausgaben abge-
zogen werden. Das bedeutet, daß eine steuerliche 
Auswirkung nur dann eintritt, wenn eine Steuer-
belastung gegeben ist. Die Frage, ob die Sonderaus-
gabenbegünstigung von Beiträgen zu Ausbildungs-
versicherungen durch eine Prämienbegünstigung er-
setzt werden sollte, muß zusammen mit der gene-
rellen Frage des Sonderausgabenabzugs von Bei-
trägen zu Lebensversicherungen gesehen werden. 
Dabei handelt es sich um ein Problem der Harmo-
nisierung der Sparförderung, das im Rahmen der 
eingeleiteten Steuerreform geprüft werden wird. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Steuerreform nicht durch die Vorwegentscheidung 
einzelner damit in Zusammenhang stehender Fragen 
präjudiziert werden sollte. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Weigl (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, können 
Sie mir genaue Zahlen über den Personenkreis nen-
nen, der keine Einkommen- bzw. Lohnsteuer bezahlt 
und deshalb auch die steuerliche Vergünstigung für 
die Ausbildungsversicherung zugunsten der Kinder 
nicht in Anspruch nehmen kann? 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Ich habe diese 
Zahl nicht präsent, bin aber bereit, sie Ihnen mit-
zuteilen. 

(Zuruf: 5 Millionen!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Keine weitere Zusatzfrage? — Danke schön. 

Ich rufe die Frage 85 des Abgeordneten Lenzer 
auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Bestimmungen des § 9 
bzw. § 9 a des Einkommensteuergesetzes sowie den § 20 der 
Lohnsteuerdurchführungsverordnung, wonach Beiträge zu Ver-
bänden, die nicht Berufsverbände sind, nicht als Werbungskosten 
anerkannt werden? 

Herr Staatssekretär! 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Als Werbungs-
kosten sind bei Arbeitnehmern solche Aufwendun-
gen anzuerkennen, die durch die berufliche Tätig-
keit veranlaßt sind, soweit die Aufwendungen nach 
der Verkehrsauffassung nicht in den Bereich der 
persönlichen Lebenshaltung fallen. Diese Grundsätze 
gelten auch für die Beurteilung, ob Beiträge zu Ver-
bänden zu den Werbungskosten gehören. Ein Zu-
sammenhang von Verbandsbeiträgen mit der beruf-
lichen Tätigkeit kann im allgemeinen nur angenom-
men werden, soweit es sich um Beiträge zu Berufs-
verbänden handelt. An dieser Regelung muß festge-
halten werden, wenn Mißbräuche verhindert werden 
sollen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Lenzer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, könnten 
Sie nicht vielleicht doch einmal das Argument über-
prüfen, daß manche Verbände inzwischen eine ähn-
liche Tätigkeit betreiben wie Berufsverbände, also 
z. B. Rechtshilfe für ihre Mitglieder gewähren oder 
regelmäßige Beratungen einrichten, Sprechstunden 
abhalten und ähnliche Dinge? 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Diese Fragen 
werden mit Sicherheit im Zusammenhang mit der 
Steuerreform zu prüfen sein. Aber das vorweg zu 
entscheiden, wäre wirklich unmöglich. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine weitere Zusatzfrage. 

Lenzer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, darf ich 
dann, weil sehr oft von der Steuerreform gesprochen 
wird in diesen Zusammenhängen — und das ist ein 
Argument, das ich auch einsehe —, fragen, wann 
etwa mit dieser Reform zu rechnen ist und wieweit 
die entsprechenden Überlegungen in Ihrem Hause 
schon gediehen sind? 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Kollege, diese Zusatzfrage steht nicht in einem 
unmittelbaren Sachzusammenhang mit der von Ihnen 
eingereichten Frage. Ich lasse sie daher nicht zu. 

Ich rufe Ihre Frage 86 auf: 

Durch welche Maßnahmen kann die Bundesregierung dazu bei-
tragen, zu einer einheitlichen Auslegung der Lohnsteuerricht-
linien seitens der Finanzämter bei der Gewährung eines Lohn-
steuerfreibetrages für ein Arbeitszimmer (für Lehrer, Richter 
usw.) in der eigenen Wohnung zu kommen? 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der  Finanzen: In Abschnitt 28 
der Lohnsteuer-Richtlinien ist in Übereinstimmung 
mit der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs be-
stimmt, daß Aufwendungen von Arbeitnehmern für 
ein häusliches Arbeitszimmer nur in Ausnahmefällen 
als Werbungskosten anzuerkennen sind, nämlich 
wenn feststeht, daß das Zimmer ausschließlich für 
berufliche Zwecke benutzt wird. Diese Bestimmung 
ist eindeutig und läßt eine unterschiedliche Ausle-
gung nicht zu. Ob allerdings eine ausschließlich 
berufliche Nutzung vorliegt, kann nur nach Lage des 
Einzelfalls entschieden werden, wobei von den 
Finanzämtern Feststellungen in tatsächlicher Hin-
sicht getroffen werden müssen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Damit sind die beiden Fragen des Kollegen Lenzer 
beantwortet. 

Der Herr Kollege Schmidt (Kempten) ist nicht im 
Saal. Seine Frage, die Frage 87, wird schriftlich be-
antwortet. 

Ich rufe die Frage 88 des Abgeordneten Maucher 
auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch die jetzigen 
steuerfreien Pauschbeträge, die fünf Jahre nicht mehr geändert 
worden sind, die Aufwendungen, die infolge der Behinderung 
entstehen, bei weitem nicht ausgeglichen sind? 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Ich wäre dank-
bar, wenn ich beide Fragen im Zusammenhang be-
handeln dürfte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Wenn der Herr Kollege einverstanden ist, bitte. 
Dann rufe ich auch die Frage 89 des Abgeordneten 
Maucher auf: 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Nach den erst 
kürzlich von den obersten Finanzbehörden der 
Länder getroffenen Feststellungen sind bisher An-
träge auf Berücksichtigung von außergewöhnlichen 
Belastungen über die steuerfreien Pauschbeträge 
hinaus nur in ganz seltenen Ausnahmefällen gestellt 
worden. Es erscheint deshalb die Annahme begrün- 
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Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Reischl 
det, daß die geltenden Pauschbeträge zur Deckung 
der durch die Behinderung entstehenden Mehrauf-
wendungen noch ausreichen. Eine Erhöhung der 
Pauschbeträge könnte erst in Erwägung gezogen 
werden, wenn festgestellt wird, daß sich die Pausch-
beträge in der überwiegenden Zahl der Fälle als 
zu niedrig erweisen. Die weitere Entwicklung wird 
von der Bundesregierung beobachtet. 

Ich darf noch darauf hinweisen, daß die steuer-
freien Pauschbeträge ungekürzt, d. h. ohne die sonst 
vorgeschriebene Anrechnung einer sogenannten zu-
mutbaren Eigenbelastung, gewährt werden. Die zu-
mutbare Eigenbelastung ist aus Vereinfachungs-
gründen schon bei der Bemessung der Pauschbeträge 
berücksichtigt worden. Die zumutbare Eigenbe-
lastung richtet sich unter anderem nach der Ein-
kommenshöhe. Die Entwicklung der Einkommens-
verhältnisse in den letzten Jahren würde es an sich 
geboten erscheinen lassen, die zumutbare Eigen-
belastung stärker als bisher zu berücksichtigen. Die 
Bundesregierung wird hiervon aber absehen, weil 
für denselben Zeitraum — 1965 bis 1970 — auch eine 
Änderung der Preisverhältnisse nicht bestritten wer-
den kann. Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß 
der Verzicht auf eine stärkere Berücksichtigung der 
einkommensabhängigen Eigenbelastung die geltend 
gemachten Preissteigerungen auffängt. Eine Erhö-
hung der Pauschbeträge wird hiernach zur Zeit nicht 
für erforderlich gehalten. 

Unabhängig hiervon werden im Rahmen der 
Steuerreform, wie ich vorhin schon ausgeführt habe, 
sämtliche Freibeträge und Pauschbeträge überprüft 
werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine Zusatzfrage. 

Maucher (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind 
Sie nicht der Meinung, daß an sich heute noch die 
gleichen Grundsätze gelten, die bei der Einführung 
dieser steuerfreien Pauschbeträge gegolten haben, 
und daß zusätzliche Anträge vielfach deshalb nicht 
gestellt werden, weil die Beschädigten davon aus-
gehen, daß weitere Anträge nicht mehr gestellt wer-
den können? 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Das wäre aber 
doch mehr eine Frage der Aufklärung der Geschä-
digten, Herr Kollege. Ich verstehe nicht ganz, warum 
wir deswegen die Vorschriften ändern sollten. 

Maucher (CDU/CSU) : Sind Sie nicht der Mei-
nung, daß sich das so eingebürgert hat, daß weit-
gehend die Meinung herrscht, daß mit dem Pausch-
betrag alle Vergünstigungen abgegolten sind, und 
daß aus diesem Grunde vielfach Anträge nicht ge-
stellt werden? 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Ja, aber, Herr 
Kollege, das ist nun wirklich eine Frage der Auf-
klärung der beteiligten Personenkreise und nicht so 
sehr eine Frage der Änderung eines Gesetzes, weil 
die Betroffenen von den Möglichkeiten des Gesetzes 
keinen Gebrauch machen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Eine weitere Zusatzfrage. 

Maucher (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind 
Sie nicht dennoch unabhängig davon der  Meinung, 
daß die Maßstäbe, die vor 10, 15 Jahren und seit 
der letzten Änderung gegolten haben, auch heute 
noch gelten? Wenn nicht, sind Sie nicht der 
Meinung, daß dann früher die Pauschbeiträge zu 
hoch angesetzt worden wären? 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Zu hoch? Nein. 
Ich bin  der Meinung, daß sie im Zusammenhang mit 
der Steuerreform ohnehin überprüft werden müssen. 
Vorher — ich habe es vorhin schon in einem ande-
ren Zusammenhang gesagt — können wir nicht noch 
an Einzelheiten der Steuergesetze herumpusseln. 
Sonst wird nie etwas aus der Steuerreform. 

Maucher (CDU/CSU) : Darf ich abschließend also 
feststellen — — 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Kollege, Sie können fragen. 

Mancher (CDU/CSU) : Entschuldigung. — Darf 
ich Ihre Antwort so verstehen, daß im Rahmen der 
Steuerreform die ganze Frage geprüft wird und daß 
überlegt wird, wie dann eine Anpassung an die ver-
änderten Verhältnisse vorgenommen werden kann? 

Dr. Reischl, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Finanzen: Ja. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Damit sind die  beiden Fragen beantwortet. 

Der Herr Abgeordnete Pieroth ist nicht im Saal. 
Seine Frage, die Frage 90, wird schriftlich beant-
wortet. 

Herr Staatssekretär, ich danke Ihnen. 

Die Fragestunde ist abgelaufen. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Freitag, den 20. März 1970, 9 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.05 Uhr.) 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Adams * 19. 3. 
Adorno 20. 3. 
Dr. Bayerl 31. 3. 
Behrendt * 19. 3. 
Berlin 31. 3. 
Biechele 20. 3. 
Dr. Birrenbach 31. 3. 
Breidbach 20. 3. 
Burgemeister 31. 3. 
Corterier 20. 3. 
Cramer 20. 3. 
Dr. Dittrich * 20. 3. 
Dorn 19. 3. 
Draeger ** 23. 3. 
von Eckardt 20. 3. 
Frau Dr. Elsner * 20. 3. 
Fellermaier * 19. 3. 
Frehsee 24. 3. 
Gerlach (Emsland) * 19. 3. 
Dr. Gleissner 20. 3. 
Gottesleben  20. 3. 
Graaff 20. 3. 
Horten 20. 3. 
Dr. Jahn (Braunschweig) * 19. 3. 
Katzer 20. 3. 
Köppler 19. 3. 
Frau Krappe 20. 3. 
Freiherr von Kühlmann-Stumm 21. 3. 
Müller (Aachen-Land) * 20. 3. 
Dr. Nölling 31. 3. 
Dr. Pohle 20. 3. 
Dr. Prassler 20. 4. 
Rasner 20. 3. 
Richarts * 20. 3. 
Richter ** 23. 3. 
Dr. Rinderspacher ** 23. 3. 
Rollmann 20. 3. 
Schneider (Königswinter) 19. 3. 
Frau Schroeder (Detmold) 21. 3. 
Schwabe 20. 3. 
Dr. Schulz (Berlin) 20. 3. 
Seibert 19. 3. 
Dr. Siemer 20. 3. 
Spilker 21. 3. 
Dr. Starke (Franken) 20. 3. 
Frau Dr. Walz ** 23. 3. 
Dr. Warnke 20. 3. 
Zander  20. 3. 

* Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des Euro-
päischen Parlaments 

** Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen der West-
europäischen Union 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn vom 
18. März 1970 auf die Mündlichen Fragen des Ab-
geordneten Link (Drucksache VI/525 Fragen A 9 
und 10) : 

Trifft es zu, daß Zusatzversorgungsanstalten im öffentlichen 
Dienst, wie z. B. die Pensionskasse der Barmer Ersatzkasse, 
nach ihrer Satzung - abweichend etwa vom Recht der gesetz-
lichen Rentenversicherung - keinerlei Leistungen an geschie-
dene Ehefrauen vorsehen? 

Gedenkt die Bundesregierung, auf eine Änderung dieses Zu-
standes hinzuwirken? 

Sowohl die Satzung der Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Länder als auch die Mustersatzung 
der kommunalen Zusatzversorgungskassen sehen in 
Anlehnung an die entsprechenden Vorschriften des 
Beamtenversorgungsrechts und des Sozialversiche-
rungsrechts vor, daß schuldlos oder aus überwiegen-
dem Verschulden des Ehemannes geschiedene Ehe-
frauen bei Erfüllung bestimmter Voraussetzungen 
Versorgungsrenten oder Versicherungsrenten wie 
Witwen erhalten. 

Das gilt auch für die einer schuldlos geschiedenen 
Ehefrau gleichgestellte frühere Ehefrau eines ver-
storbenen Versicherten, wenn die Ehe aufgehoben 
oder für nichtig erklärt worden ist. 

Die Pensionskasse für die Angestellten der Bar-
mer Ersatzkasse ist nach meinen Feststellungen ein 
Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit und kann 
daher nicht mit den oben genannten Zusatzversor-
gungskassen verglichen werden. 

Sie ist hauptsächlich für die Dienstangehörigen 
dieser Ersatzkasse geschaffen worden und unterliegt, 
wie alle entsprechenden, auf rein privatrechtlicher 
Grundlage errichteten Versicherungseinrichtungen 
der Aufsicht des Bundesaufsichtsamts für das Ver-
sicherungs- und Bausparwesen. 

Der Bund kann daher auf die Gestaltung des 
Leistungsrechts der Pensionskasse der Barmer Er-
satzkasse, das nach der mir vorliegenden Satzung 
Leistungen an geschiedene Ehefrauen von Mitglie-
dern nicht vorsieht, keinerlei Einfluß ausüben, zumal 
das Aufsichtsrecht des Bundesversicherungsamts 
über die Ersatzkassen sich lediglich darauf erstreckt, 
daß Gesetz und Satzung beachtet werden. 

Ich erkläre mich aber gerne bereit, Ihren sich aus 
Ihrer Anfrage ergebenden Wunsch an die Barmer 
Ersatzkasse weiterzuleiten. 

Anlage 3 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn vom 
18. März 1970 auf die Mündlichen Fragen des Abge- 
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ordneten Arnold (Drucksache VI/525 Fragen A 12 
und 13) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Ansicht des Dekans der 
Juristischen Fakultät an der Freien Universität in Berlin, Pro-
fessor Roman Herzog, der in einem Gutachten festgestellt hat, 
das Monopol der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten sei 
verfassungswidrig (Meldung der Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung vom 12. März 1970) ? 

Teilt die Bundesregierung die Rechtsauffassung, daß private 
Rundfunkunternehmen, wenn in ihnen „alle im geistig-politischen 
Bereich vorherrschenden und einander widerstrebenden plura-
listischen Strömungen" vertreten sind, dem Fernsehurteil des 
Bundesverfassungsgerichts nicht entgegenstehen? 

Das Gutachten liegt der Bundesregierung bisher 
nicht vor. Sie kann daher auch noch nicht zu dem 
Ergebnis Stellung nehmen, zu dem das Gutachten 
kommt. 

Ich muß mich deshalb im gegenwärtigen Zeitpunkt 
auf die Feststellung beschränken, daß das Bundes-
verfassungsgericht im Fernseh-Urteil vom 28. Fe-
bruar 1961 festgestellt hat, es stehe mit Art. 5 des 
Grundgesetzes nicht in Widerspruch, wenn den be-
stehenden Rundfunkanstalten „unter den gegen-
wärtigen technischen Gegebenheiten und auf Lan-
desebene ein Monopol für die Veranstaltung von 
Rundfunkdarbietungen eingeräumt wird". 

Das Bundesverfassungsgericht setzt dabei voraus, 
daß die Rundfunkanstalten dem staatlichen Einfluß 
entzogen und so organisiert sind, daß sich ihre kol-
legialen Organe aus „Repräsentanten aller bedeut-
samen politischen, weltanschaulichen und gesell-
schaftlichen Gruppen" zusammensetzen und daß ihr 
Programm inhaltlich ausgewogen, sachlich und von 
gegenseitiger Achtung getragen ist. 

Auch zu der im zweiten Teil der Frage bezeichne-
ten These des Gutachtens von Herrn Prof. Herzog 
ist der Bundesregierung ohne Kenntnis des Gut-
achtens eine Stellungnahme nicht möglich. 

Ich möchte aber noch auf folgendes hinweisen: 
Das Bundesverfassungsgericht hat im Fernseh-Urteil 
grundsätzlich festgestellt, daß auch rechtsfähige Ge-
sellschaften privaten Rechts Träger von Rundfunk-
anstalten sein können. Sie müssen allerdings nach 
dem Fernseh-Urteil nicht nur so organisiert sein, 
daß alle in Betracht kommenden gesellschaftlichen 
Kräfte in ihren Organen Einfluß haben und im 
Gesamtprogramm zu Wort kommen können. 

Das Bundesverfassungsgericht verlangt weiter, 

— daß für den Inhalt des Gesamtprogramms Leit-
grundsätze verbindlich sind, die ein Mindestmaß 
von inhaltlicher Ausgewogenheit, Sachlichkeit 
und gegenseitiger Achtung gewährleisten, 

— und daß diese organisatorischen und inhaltlichen 
Grundsätze durch Gesetz allein verbindlich ge-
macht werden. 

Nur dann ist nach dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts dem Art. 5 des Grundgesetze Genüge 
getan. 

Ich kann den Pressemeldungen nicht entnehmen, 
ob Herr Prof. Herzog in seinem Gutachten insoweit 
zu einer abweichenden Beurteilung kommt. 

Anlage 4 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn vom 
18. März 1970 auf die Mündliche Frage des Abge

-

ordneten Dr. Gleissner (Drucksache VI/525 Frage 
A 14) : 

Welche Erfahrungen liegen mit der bisherigen Handhabung 
der Beseitigung der vermehrten Autowracks vor, und welche 
Konsequenzen sollen daraus gezogen werden? 

Die Bundesregierung hat durch das Gutachten des 
Batelle-Institutes in Frankfurt/Main vom Oktober 
1968 Vorschläge zur Lösung des Autowrack-Problems 
ausarbeiten lassen. Die zuständigen Länderressorts 
wurden um Prüfung und Realisierung dieser Vor-
schläge gebeten. 

Nach Verhandlungen zwischen den zuständigen 
Länderressorts und Vertretern der Industrie ist auch 
die Industrie der Auffassung, daß die Kosten der 
Beseitigung von Autowracks ohne Zuwendungen 
von dritter Seite aus dem Schrotterlös gedeckt wer-
den können. 

Für diese Zwecke werden in der Bundesrepublik 
Deutschland 10 Beseitigungsanlagen für erforderlich 
gehalten. Die Industrie bemüht sich bereits um Er-
richtung dieser Anlagen. 

Ich darf in diesem Zusammenhang auch auf meine 
Antworten zu den Fragen 7 und 8 der Frau Kollegin 
Lauterbach in der heutigen Fragestunde hinweisen. 

Anlage 5 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn vom 
18. März 1970 auf die Mündliche Frage des Abge

-
ordneten Dr. Gleissner (Drucksache VI/525 Frage 
A 15) : 

Werden Überlegungen angestellt, den Ursachen des überdimen-
sional ansteigenden Müllanfalls nachzugehen, nachdem die wach-
senden Müllmassen Stadt- und Landgemeinden nicht nur finan-
ziell, sondern auch im Hinblick auf die Gefährdung der Grund-
wasservorräte und die Beeinträchtigung der Umwelt zunehmend 
Schwierigkeiten und Sorgen bereiten? 

In der Bundesrepublik Deutschland werden seit 
etwa 10 Jahren Untersuchungen über die Ursachen 
der ständigen Zunahme an Abfallstoffen aller Art 
angestellt. Die Bearbeitung dieser Fragen gehört 
u. a. mit zum Aufgabenbereich der von Bund und 
Ländern gemeinsam errichteten und finanzierten 
Zentralstelle für Abfallbeseitigung des Bundes-
gesundheitsamtes. Ferner werden hierzu von Fall 
zu Fall Sachverständige herangezogen. 

Die ständige Zunahme an Abfallstoffen ist allge-
mein auf die rasche wirtschaftliche Entwicklung und 
technischen Fortschritte, insbesondere die Automati-
sierung mit Massenprodukten, ferner auf anspruchs-
vollere Lebensgewohnheiten, örtliche Bevölkerungs-
konzentration und allgemeine Bevölkerungszunahme 
zurückzuführen. Die Zunahme betrifft praktisch alle 
Arten von Abfallstoffen. Aus unterschiedlich struk-
turierten Gemeinden liegen zahlreiche Müllanalysen 
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vor. Danach hat die Menge an Rückständen von 
Verpackungsmitteln besonders rasch zugenommen. 
Ihr Anteil beträgt z. Z. im Hausmüll etwa 35 Ge-
wichtsprozent. Nach Angaben der Zentralstelle für 
Abfallbeseitigung entfallen davon anteilig auf Rück-
stände von 

Papier und Pappe 	etwa 62 Gewichtsprozent 

Glas und Keramik 19 Gewichtsprozent 

Metalle 9 Gewichtsprozent 

Kunststoffe 4 Gewichtsprozent 

Holz, Textilien, Gewebe, 
Weichgummi 6 Gewichtsprozent 

Der Anstieg der Müllmengen in der BRD wird z. Z. 
auf etwa 2 Gewichtsprozent pro Jahr geschätzt. 

In den letzten Wochen sind eingehende Unter-
suchungen über den zukünftigen Anfall an Ver-
packungsmitteln, insbesondere an Kunststoffabfällen 
und über Folgerungen für die Abfallbeseitigung ab-
geschlossen worden. Die Ergebnisse dieser Studien 
werden z. Z. für die Veröffentlichung vorbereitet. 
Die Maßnahmen von Bund und Ländern sind zu-
nächst darauf abgestellt, eine ordnungsgemäße 
Sammlung und schadlose Beseitigung aller Abfall-
stoffe sicherzustellen. Künftig wird jedoch — ähn-
lich wie in den USA — auch in der Bundesrepublik 
Deutschland näher geprüft werden müssen, ob eine 
Reduzierung der Mengen an Abfallstoffen durch 
sinnvolle Wiederverwertung praktisch durchführbar 
ist. 

Anlage 6 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn vom 
18. März 1970 auf die Mündliche Frage des Abge

-ordneten Dr. Haack (Drucksache VI/525 Frage A 16) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Behörden des Landes 
Bayern die Auskunft geben, daß der Bund für den Sportstätten-
bau keine Mittel mehr gibt? 

Das in  Bayern für Spartfragen zuständige Staats-
ministerium für Unterricht und Kultus hat mir mit-
geteilt, daß Antragsteller, die um einen Bundes-
zuschuß für den Bau von Sportstätten nachsuchen, 
von ihm sinngemäß folgende Auskunft .eilkalten: 

Der Bund werde künftig nur noch Sportstätten, 
die dem Spitzensport dienen, und Sportanlagen im 
Zonenrandgebiet fördern. Darüber hinaus sei in 
Einzelfällen, in denen eine Förderung in Betracht 
gekommen sei, darauf hingewiesen worden, daß in 
den nächsten Jahren noch auslaufende Mittel des 
Bundes für den  Goldenen Plan zur Verfügung stün-
den. 

Diese Auskunft trifft zu, da die verfassungs-
mäßige Zuständigkeit des Bundes auf die Förderung 
von Sportstätten, ,die dem Spitzensport dienen, so-
wie für Sportanlagen im Zonenrandgebiet ein-
schließlich West-Berlin beschränkt ist. Darüber hin-
aus werden für eine Übergangszeit in. beschränktem 

Umfange noch Mittel für den allgemeinen Sport-
stättenbau zur Verfügung gestellt. Die Bundeslän-
der sind über diese Regelung unterrichtet. 

Anlage 7 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn vom 
18. März 1970 auf die Mündliche Frage des Abge-
ordneten Schiller (Bayreuth) (Drucksache VI/525 
Frage A 19) : 

Hält die Bundesregierung die Einstufung der Pfarrhelfer bei 
den Militärpfarrern in Vergütungsgruppe VII (Regelfall) für an-
gemessen, obwohl sie Tätigkeiten ausüben, die zwischen den 
Vergütungsgruppen IV und VII einzustufen sind? 

Die Bundesregierung hat die Eingruppierung der 
Pfarrhelfer im Bereich des Bundesministers der Ver-
teidigung durch Tarifvertrag vom 29. April 1969 mit 
der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport 
und Verkehr und der Deutschen Angestellten-Ge-
werkschaft geregelt. 

Danach sind die Pfarrhelfer nach näherer Maß-
gabe ihrer Aufgabenstellung im einzelnen in die 
Vergütungsgruppen VIII bis V c BAT einzugrup-
pieren. 

Bis zum Inkrafttreten der Neuregelung waren 
Pfarrhelferweit überwiegend in die Vergütungs-
gruppen VIII und VII eingruppiert. Als Auswirkung 
des Tarifvertrages vom 29. April 1969 befinden sich 
nunmehr etwa 90 v. H. aller Pfarrhelfer in der Ver-
gütungsgruppe VI b. 

Darüber hinaus haben Pfarrhelfer erstmals die 
Möglichkeit des Aufstiegs in die Vergütungsgruppe 
V c. 

Diese Vergütungsgruppe werden zahlreiche Pfarr-
helfer in absehbarer Zeit erreichen. 

Die Neuregelung ist im Vergleich zu anderen Ein-
gruppierungsvorschriften außerordentlich günstig. 

Sie entspricht vollauf den  Forderungen der Fach-
seite und hat auch unter den Betroffenen selbst 
große 'Befriedigung hervorgerufen. 

Anlage 8 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn vom 
18. März 1970 auf die Mündliche Frage des Abge-
ordneten Schiller (Bayreuth) (Drucksache VI/525 
Frage A 20) : 

Hält die Bundesregierung die Einstufung eines Pfarrhelfers 
beim Militärdekan eines Wehrbereiches in Vergütungsgruppe VII 
für angemessen? 

Zu dieser Frage stelle ich fest, daß beim Militär-
dekan eines Wehrbereichs Dienstposten für Pfarr-
helfer nicht eingerichtet sind, da hierfür kein prak-
tisches Bedürfnis besteht. 
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Bei den Wehrbereichsdekanen sind folgende Stel-
len ausgebracht: 1 Geschäftszimmerbeamter A 7/8 
(entspricht VI b/V c) sowie 1 oder 2 Bürohilfskräfte 
nach Vergütungsgruppe VII. 

Die für die Hilfskräfte des Militärdekans anfal-
lenden Tätigkeiten sind überwiegend Bürotätigkei-
ten und somit nach den allgemeinen Tätigkeitsmerk-
malen der Vergütungsordnung des BAT und nicht 
nach den besonderen Merkmalen für Pfarrhelfer zu 
bewerten. Nach den vom Bundesminister der Ver-
teidigung getroffenen Feststellungen entspricht diese 
Eingruppierung den tariflichen Vorschriften. 

Anlage 9 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn vom 
18. März 1970 auf die Mündlichen Fragen des Abge-
ordneten Mü ller (Remscheid) (Drucksache VI/525 
Fragen A 21 und 22) : 

Hält die Bundesregierung es für gerechtfertigt, und welche 
Gründe wären dafür maßgebend, daß Personen, die bei einer 
gesetzlichen Krankenkasse oder Ersatzkasse freiwillig versichert 
sind, aufgrund der Neufassung der Beihilfevorschriften keine 
Beihilfe mehr erhalten, wenn die Kasse anstelle einer Sach-
leistung einen Zuschuß in Form teilweiser Kostenerstattung 
gibt? 

Wie begründet die Bundesregierung die in dieser Regelung 
liegende Begünstigung der Träger der privaten Krankenver-
sicherung gegenüber den Trägern der gesetzlichen Kankenver-
sicherung und Ersatzkassen, und welche Auswirkungen wird 
diese Neuregelung auf das Konkurrenzverhältnis zwischen pri-
vater und gesetzlicher Krankenversicherung haben? 

Die Beihilfevorschriften sind in dem von Ihnen 
angesprochenen Punkt nicht geändert worden. Die 
insoweit einschlägigen Vorschriften sind nach wie 
vor unverändert in  Kraft. 

Das von  lhnen genannte Problem hängt mit dem 
Wegfall der Angestelltenversicherungs-Pflichtgrenze 
zusammen. Außer den Angestellten, die bislang die 
Versicherungsgrenze nicht überschritten haben, sind 
nunmehr seit dem 1. Januar 1968 auch die Ange-
stellten, deren Bruttoeinkommen die genannte 
Grenze übersteigt, sachleistungsberechtigt. Nach 
Mitteilung des Verbandes der Angestelltenkran-
kenkassen sind 'alle Mitglieder ohne Rücksicht auf 
die Höhe ihres Einkommens berechtigt, den Arzt 
mit Krankenschein ,aufzusuchen und die ärztliche 
Behandlung als Sachleistung in Anspruch zu neh-
men. Die Ersatzkassen stellen es diesen Mitgliedern 
frei, entweder von der Sachleistung oder aber vom 
Kostenerstattungssystem Gebrauch zu machen. Im 
letzteren Fall erstatten die Kassen die  Kosten, die 
bei einer Behandlung auf Krankenschein angefallen 
wären. Dies führt 'beihilferechtlich zu .  folgendem Er-
gebnis: 

Nach Nr. 3 Abs. 3 Satz 2 der  Beihilfevorschriften 
gilt als Sachleistung auch eine Geldleistung, die 
einem Sachleistungsberechtigten anstelle einer Sach-
leistung gewährt wird, wenn sie die .entstandenen 
Aufwendungen, ggf. unter Abzug Ides Mengen-
rabatts 'der Krankenkasse, deckt. Für den Dienst-
herrn besteht 'angesichts seiner Fürsorgepflicht kein 
Anlaß, in diesen Fällen noch eine Beihilfe zu ge-

währen. Mit meinem Rundschreiben vom 17. Dezem-
ber 1969 habe ich d ie obersten Bundesbehörden auf 
dieses Ergebnis aufmerksam gemacht. Neu ist ledig-
lich, daß sich der Personenkreis, auf den die Vor-
schrift über das Sachleistungssurrogat Anwendung 
findet, erweitert hat.  

Mit dem Konkurrenzverhältnis zwischen privater 
und gesetzlicher Krankenversicherung hat sich die 
Rechtsprechung wiederholt befaßt. Ich darf in die-
sem Zusammenhang auf die Urteile des Bundesver-
waltungsgerichts vom 11 Juni und 30. November 
1964 verweisen. Hiernach stellt sich die beihilfe-
rechtliche Behandlung der Sachleistungen der sozia-
len Krankenkassen und der Barleistungen der pri-
vaten Versicherungsunternehmen als eine durch die 
strukturellen Verschiedenheiten der jeweiligen Ver-
sicherungsarten bedingte unterschiedliche technische 
Regelung der Erfüllung der  Fürsorgepflicht dar, nicht 
aber als eine der Sache nach unterschiedliche Erfül-
lung diaser Pflicht. 

Privatkrankenkassen gewähren im Gegensatz zu 
den sozialen Krankenkassen keine Sachleistungen. 
Infolgedessen ist insoweit auch das vorher ange-
sprochene Sachleistungssurrogat für die Privatkran-
kenkassen ohne Bedeutung. Gleichwohl wird an-
läßlich der nächsten umfassenden Novellierung der 
Beihilfevorschriften eingehend geprüft werden, ob 
die bisherige Systematik der Beihilfevorschriften 
in bezug auf die Sachleistung und insbesondere auf 
das Sachleistungssurrogat aufrechterhalten wer-
den kann. 

Anlage 10 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn vom 
18. März 1970 auf die Mündlichen Fragen des Ab-
geordneten Dr. Hammans (Drucksache VI/525 Fra-
gen A 23 und 24) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die schleswig-holstei-
nische Landesregierung dem Landtag den Entwurf eines Kom-
munalabgabengesetzes vorgelegt hat, der in seinem § 9 den Aus-
gleich von Siedlungsfolgekosten wegen Änderung der Gemeinde-
verhältnisse regelt? 

Bejaht die Bundesregierung nach dem Finanzreformgesetz vom 
4. Mai 1969 (BGBl. I Seite 359) in Verbindung mit Artikel 74 
Nr. 18 GG „Siedlungswesen" eine Bundeskompetenz zur Rege-
lung dieses Fragenkreises, bejahendenfalls, wird sie aus dem 
Gesichtspunkt der Wahrung der Einheitlichkeit der Lebens-
verhältnisse von ihrer Bundeskompetenz Gebrauch machen? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß der Mini-
sterpräsident des Landes Schleswig-Holstein dem 
Präsidenten des Schleswig-Holsteinischen Landtages 
am 28. Oktober 1969 den von der Landesregierung 
beschlossenen Entwurf eines Kommunalabgaben-
gesetzes des Landes Schleswig-Holstein zugeleitet 
hat, der in seinem § 9 die Gemeinden zur Erhebung 
von Abgaben wegen Änderung der Gemeindever-
hältnisse ermächtigt. 

Der Gesetzentwurf ist von dem Schleswig-Hol-
steinischen Landtag am 25. Februar 1970 verabschie-
det worden und soll am 1. April 1970 in Kraft treten. 
Die Verkündung des Gesetzes steht noch aus. 
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Nach Auffassung der Bundesregierung können 
aus dem Finanzreformgesetz keine Folgerungen hin-
sichtlich der Frage hergeleitet werden, ob dem Bund 
eine Gesetzgebungskompetenz zur Regelung von 
Erschließungsfolgekosten zusteht. Denn insoweit hat 
das Finanzreformgesetz dem Bund keine neuen oder 
weitergehenden Befugnisse eingeräumt. Die Frage, 
ob dem Bund nach Art. 74 Nr. 18 GG (Siedlungs-
wesen) eine Gesetzgebungskompetenz zusteht, kann 
nicht ohne weiteres bejaht werden. Das Bundesver-
fassungsgericht hat zwar in seinem Gutachten vom 
16. Juni 1954 über die Zuständigkeit des Bundes 
zum Erlaß eines Baugesetzes ausgeführt, daß die 
Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes zur Rege-
lung des Erschließungsrechts auch auf das „Sied-
lungswesen" gestützt werden kann, soweit Erschlie-
ßungsmaßnahmen notwendig sind, um Siedlungen 
anzulegen (BVerfGE 3, 407 [429 ff]). Die Bundes-
regierung ist bisher davon ausgegangen, daß auch 
die Regelung des Erschließungsbeitragsrechts auf 
diese Kompetenz gestützt werden kann. Inzwischen 
sind beim Bundesverfassungsgericht einige Verfah-
ren anhängig, in denen u. a. auch die Gesetzgebungs-
zuständigkeit des Bundes für die Regelung des 
Erschließungsbeitragsrechts Gegenstand der ver-
fassungsgerichtlichen Prüfung sein wird. Erst anhand 
des Ergebnisses dieser Prüfung wird die Bundes-
regierung beurteilen können, ob aus dem Begriff 
„Siedlungswesen" in Art. 74 Nr. 18 GG auch eine 
Gesetzgebungsbefugnis des Bundes zur Regelung 
des Erschließungsfolgekostenrechts abgeleitet wer-
den kann. 

Im übrigen hat der Herr Bundesminister für 
Städtebau und Wohnungswesen ein Gutachten in 
Auftrag gegeben, das sich mit der Gesamtproble-
matik des Erschließungsbeitrags- und Erschließungs-
folgekostenrechts befaßt. 

Selbst wenn man im gegenwärtigen Zeitpunkt 
eine Bundeskompetenz bejahen sollte, könnte die 
Zweckmäßigkeit einer bundesgesetzlichen Regelung 
erst auf Grund des Ergebnisses dieses Gutachtens 
beurteilt werden. 

Anlage 11 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde vom 
19. März 1970 auf die Mündliche Frage des Abge

-

ordneten Pieroth (Drucksache VI/525 Frage A 51): 
Hält es die Bundesregierung für richtig, daß Kosten für die 

Fahrt zwischen Wohnung und Arbeitsstätte, die den Arbeit-
nehmern durch die verbilligte Bereitstellung von Fahrzeugen 
des Arbeitgebers oder durch die Erstattung des Fahrpreises 
öffentlicher Verkehrsmittel erspart werden, der Beitragsfreiheit 
zur Sozialversicherung unterliegen, hingegen Kosten für die 
Fahrt zwischen Wohnung und Arbeitsstätte im eigenen Kraft-
fahrzeug, auch wenn sie ebenso vom Arbeitgeber erstattet wer-
den, nicht? 

Ihre Frage betrifft die Behandlung von Aufwen-
dungen des Arbeitgebers für Fahrtkosten des Ar-
beitnehmers in der Sozialversicherung. Wie ich 
aus Ihrer gleichgerichteten Frage zur Lohnsteuer 
entnehme, ist Ihnen bekannt, daß die Beiträge zur 
Sozialversicherung grundsätzlich nach dem Betrag  

bemessen werden, welcher der Lohnsteuer unter-
liegt. Deswegen ist auch für die von Ihnen er-
wähnten Ausnahmen, insbesondere für die Erstat-
tung des Fahrpreises öffentlicher Verkehrsmittel, 
die lohnsteuerrechtliche Regelung maßgebend; ich 
kann daher insoweit auf die Antwort verweisen, 
die der Herr Bundesminister der Finanzen Ihnen in 
der Fragestunde gibt. 

Anlage 12 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 19. März 1970 auf die Mündlichen Fragen des 
Abgeordneten Dr. Unland (Drucksache VI/525 Fra-
gen A 82 und 83) : 

Was war der unmittelbare Anlaß für den Bundesminister der 
Finanzen, mit Erlaß vom 16. Februar 1970 den Zoll anzuweisen, 
Sendungen mit pornographischem Material für den persönlichen 
Gebrauch des Besitzers oder Empfängers großzügiger als bisher 
zu behandeln, da offensichtlich bislang keine höchstrichterlichen 
Urteile vorliegen, die etwa mit Bezugnahme auf Artikel 5 des 
Grundgesetzes eine andere Verwaltungspraxis erzwingen? 

Lag dem Bundesminister der Finanzen bei seiner Entscheidung 
die von dem Arbeits- und Sozialminister des Landes Nordrhein-
Westfalen zusammengestellte Pornographiedenkschrift vor, und hat 
er die sich aus dieser Denkschrift ergebenden Konsequenzen bei 
der Vorbereitung seines Erlasses berücksichtigt? 

Die Anweisung meines Hauses vom 26. September 
1968, nach der die Zolldienststellen gehalten waren, 
auch an Privatempfänger eingehende Sendungen 
mit unzüchtigen Schriften anzuhalten und der Staats-
anwaltschaft zuzuleiten, hat wiederholt zu Beschwer-
den der Betroffenen und zu Angriffen in der Presse 
gegen die Praxis der Zollverwaltung geführt. Meh-
rere Gerichte haben die Einziehung von Postsen-
dungen aus rechtlichen Gründen abgelehnt. Sie 
haben entweder geltend gemacht, § 184 StGB erfasse 
seinem Wortlaut nach nicht die für Privatempfänger 
bestimmten Sendungen, oder vertraten den Stand-
punkt, die Zollverwaltung habe durch die Weiter-
leitung unzüchtiger Schriften an die Staatsanwalt-
schaft gegen das Brief- und Postgeheimnis des 
Art. 10 GG verstoßen. 

Die Zollverwaltung konnte sich der Tatsache nicht 
verschließen, daß die Strafvorschrift des § 184 Abs. 1 
Nr. 1 a StGB, die das Einfuhrverbot für unzüchtige 
Schriften enthält, nach ihrem Wortlaut hinsichtlich 
der für Privatempfänger bestimmten Sendungen 
unterschiedliche Auslegungen zuläßt. Das Bundes-
ministerium der Finanzen hat sich im Hinblick auf 
diese rechtlichen Zweifelsfragen daher gehalten ge-
sehen, die ursprüngliche Anweisung vom 26. Sep-
tember 1968 dahin zu ändern, daß — wie bislang 
schon im Reiseverkehr — auch im Postwege ein-
gehende Sendungen, die erkennbar nur für den 
privaten Gebrauch dos Empfängers bestimmt sind, 
von den Zolldienststellen nicht mehr angehalten 
werden. Ein längeres Warten auf höchstrichterliche 
Entscheidungen erschien wegen der von einem Teil 
der Gerichte der Zollverwaltung vorgeworfenen 
Rechtsverstöße nicht mehr vertretbar. 

Die in Ihrer Anfrage zu 2. genannte Pornographie-
Denkschrift des Arbeits- und Sozialministers des 
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Landes Nordrhein-Westfalen ist dem Bundesmini-
sterium der Finanzen bisher nicht bekannt gewor-
den. Es erscheint aber auch fraglich, ob sie wegen 
der für die Änderung der Anweisung an die Zoll-
dienststellen maßgeblichen rechtlichen Gesichts-
punkte die getroffene Maßnahme hätte beeinflussen 
können. 

Anlage 13 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 19. März 1970 auf die mündliche Frage des 
Abgeordneten Schmidt (Kempten) (Drucksache VI/525 
Frage A 87) : 

Ist die Bundesregierung bereit, den außergewöhnlichen Be-
lastungen der praktischen Ärzte in ländlichen Gebieten durch 
steuerliche Maßnahmen Rechnung zu tragen, um so eine aus-
reichende Versorgung der Bevölkerung sicherzustellen? 

Steuerliche Maßnahmen — gemeint sind offenbar 
Steuererleichterungen — sind kein geeignetes Mit-
tel, die mit der Niederlassung von praktischen 
Ärzten in ländlichen Gebieten verbundenen Pro-
bleme in befriedigender Form zu lösen. Überdies 
wären Steuererleichterungen für einen eng begrenz-
ten Personenkreis unter ,dem Gesichtspunkt der 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung nicht vertretbar. 
Dies gilt insbesondere deshalb, weil in ähnlich ge-
lagerten Fällen entsprechende Vergünstigungen 
nicht versagt werden könnten. Die Bundesregierung 
sieht sich deshalb nicht in der Lage, steuerliche 
Maßnahmen der erwähnten Art in Erwägung zu 
ziehen. 

Anlage 14 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reischl 
vom 19. März 1970 auf die Mündliche Frage des 
Abgeordneten Pieroth (Drucksache VI/525 Frage 
A 90) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß dadurch insbesondere 
vielen Arbeitnehmern mit weiten Anfahrtswegen zur Arbeits-
stätte und ohne Möglichkeiten der Benutzung öffentlicher Ver-
kehrsmittel, zum Beispiel Bauarbeitern, für die solcher Fahr-
kostenersatz auch de facto keinen Lohnbestandteil bildet, und 
deren Arbeitgebern Nachteile entstehen, und ist die Bundes-
regierung bereit, die entsprechenden Bestimmungen der Lohn-
steuerrichtlinien auf eine mögliche Verbesserung hin zu über-
prüfen? 

Arbeitgeberleistungen, mit denen die Kosten für 
die Benutzung eines öffentlichen Verkehrsmittels 
ersetzt werden, gehören nicht zum steuerpflichtigen 
Arbeitslohn, während Arbeitgeberleistungen, mit 
denen die Kosten für die Benutzung eines eigenen 
Kraftfahrzeugs ersetzt werden, lohnsteuerpflichtig 
sind. Hierfür sind folgende Gründe maßgebend: 

Arbeitgeberleistungen, die zum Ersatz von Fahrt-
kosten der Arbeitnehmer bestimmt sind, können nur 
unter dem Gesichtspunkt des Ersatzes von Wer-
bungskosten steuerfrei bleiben. Daraus folgt, daß die 

Steuerfreiheit auf den Betrag beschränkt werden 
muß, der — sofern der Arbeitgeber keinen Ersatz 
leistet — beim Arbeitnehmer als Werbungskosten 
zu berücksichtigen wäre. 

Kosten für die Benutzung eines öffentlichen Ver-
kehrsmittels sind in tatsächlicher Höhe als Wer-
bungskosten abzugsfähig, soweit sie auf eine Ent

-

fernung von höchstens 40 km entfallen. Es erschien 
unbedenklich, in diesem Umfang auch entsprechende 
Fahrtkostenvergütungen des Arbeitgebers steuer-
frei zu belassen. Die Höhe der als steuerfrei anzuer-
kennenden Vergütung kann der Arbeitgeber an 
Hand der vorgelegten Fahrkarte ohne Schwierigkei-
ten ermitteln. 

Die Feststellung, in welchem Umfang Aufwendun-
gen für die Benutzung eines eigenen Kraftfahrzeugs 
zu Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte als 
Werbungskosten abzugsfähig sind, ist dagegen un-
gleich schwieriger. Es müssen neben den gesetzlichen 
Grundsatzvorschriften die umfangreiche Rechtspre-
chung und ergänzende Verwaltungsanweisungen be-
achtet werden. Alle diese Regelungen wären dann 
auch von den Arbeitgebern bei der Bemessung 
etwaiger steuerfreier Kostenzuschüsse zu berück-
sichtigen. Bei einer eingehenden Erörterung des 
Problems mit den Länderfinanzministerien und den 
Vertretern der Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorga-
nisationen im Jahre 1967 bestand Übereinstimmung, 
daß den Arbeitgebern eine erschöpfende Kenntnis 
und Beachtung dieser Regelungen nicht zugemutet 
werden kann. Aus diesem Grunde und wegen der 
Unzuträglichkeiten, die sich aus einer haftungswei-
sen Inanspruchnahme der Arbeitgeber bei nicht zu-
treffender Anwendung der geltenden Bestimmungen 
ergeben hätten, ist davon abgesehen worden, die an 
sich wünschenswerte Gleichbehandlung herbeizufüh-
ren. Den Arbeitnehmern entsteht hieraus aber kein 
steuerlicher Nachteil, weil sie die Möglichkeit haben, 
ihre Kraftfahrzeugkosten als Werbungskosten gel-
tend zu machen. Damit wird, von den Auswirkungen 
des Werbungskosten-Pauschbetrags abgesehen, im 
Ergebnis derselbe Effekt erreicht, als wenn die Fahrt-
kostenvergütungen steuerfrei belassen würden. 

Anlage 15 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Ehmke vom 19. März 1970 
auf die mündliche Frage des Abgeordneten Dr. Abe-
lein (Drucksache VI/525 Frage A 115) : 

Beruht die Tatsache, daß die Verhandlungen mit der sowjeti-
schen Regierung von Staatssekretär Bahr und nicht von Bundes-
minister Scheel geführt werden, auf neuen Kompetenzabgrenzun-
gen zwischen Bundesaußenministerium und Bundeskanzleramt? 

Es gibt keine neuen Kompetenzabgrenzungen zwi-
schen dem Bundeskanzleramt und dem Auswärtigen 
Amt. Der Auftrag an Staatssekretär Bahr, einen Mei-
nungsaustausch mit der sowjetischen Regierung zu 
führen, beruhte auf Zweckmäßigkeitserwägungen 
und wurde in vollem Einvernehmen mit dem Bun-
desminister des Auswärtigen erteilt. 
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